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Wirtschaftsstatistische Schnellinformation 

Verarbeitendes Gewerbe 1 

Beschäftigte 
Geleistete Arbeiterstunden 
Lohn- und Gehaltssumme 

Umsatz (ohne Umsatzsteuer) 
Inlandsumsatz 
Auslandsumsatz 

Auftragseingang 
ausgewählter Wirtschaftszweige 

aus dem Inland 
aus dem Ausland 

Energieverbrauch 

Bauhauptgewerbe 2 

Beschäftigte 
Geleistete Arbeitsstunden 
Lohn- und Gehaltssumme 

1000 
Mill. Std. 
Miii.OM 

Miii.DM 
Miii.DM 
Miii.DM 

Miii.DM 
Miii.DM 
Miii.DM 

1000 t SKE 

1000 
Mill. Std. 
Mill. DM 

Baugewerblicher Umsatz (ohne Umsatzsteuer) Mill. DM 
Auftragseingang 3 Mill. DM 

Baugenehmigungen 4 

Wohnbau Wohnungen 
Nichtwohnbau 1 000 m 3 umbauter Raum 

Einzelhandel 

Umsatz (einschl. Umsatzsteuer) Meßziffer 1986 .;.. 100 

Gastgewerbe 

Umsatz (elnschl. Umsatzsteuer) Meßziffer 1986 .;.. 100 

Fremdenverkehr 5 

Ankünfte 
Übernachtungen 

Arbeitsmarkt 

Arbeitslose 

Außenhandel 

Ausfuhr 

Kredite 6 

Bestand am Monatsende 
kurzfristige Kredite 
mittel- und langfristige Kredite 7 

1000 
1000 

Anzahl 

Miii. DM 

Miii.DM 
Miii.DM 

1) Betnebe m1t 1m allgemeinen 20 und mehr Beschäftigten. Zur 
Methode siehe Statistischen Bericht E I 1 

2) Zur Methode siehe Statistischen Bericht E II 1 
3) Nur Betnebe von Unternehmen mit 20 und mehr Beschäftigten 
4) Nur Ernchtung neuer Gebaude 

Jüngster Monat Monatsdurchschnitt 

absolut Veränderung absolut 
zum Vorjahr 

Veränderung 
zum Vorjahr 

{gleiche Zeit) {gleicher Monat) 

April 

163 
15 

576 

3073 
2258 

815 

1 842 
1 102 
739 

37 
4 

98 

278 
209 

745 
454 

in% 

1988 

0,0 
1,9 

+ 3,9 

+ 3,2 
4,3 

+ 31,5 

+ 11,3 
- 0,6 
+ 35,5 

- 6,8 
- 12,8 
- 8,1 

+ 7,9 
- 17,0 

+ 59,9 
-29,8 

März 1988 

111,3 + 11,7 

84,6 + 11,9 

p 176 + 26,3 
p 764 + 43,1 

April 1988 

109 023 - 1,2 

März 1988 

8968 
48970 

3,4 
+ 3,4 

in% 

Januar bis April 1988 

163 
15 

547 

2996 
2233 

763 

1 947 
1 216 

732 

37 
3 

84 

235 
194 

544 
380 

0,4 
+ 1,3 
+ 4,4 

+ 4,6 
+ 1,2 
+ 15,9 

+ 17,9 
+ 9,0 
+ 36,5 

- 0,2 
+ 26,4 
+ 18,4 

+ 42,2 
+ 11,3 

+ 21,7 
+ 14,1 

Januar bis März 1988 

98,3 + 7,4 

75,7 + 11,9 

p 125 + 18,5 
p 513 + 26,6 

Januar bis April 1988 

119 344 - 3,7 

Januar bis März 1988 

8 721 
48977 

- 5,6 
+ 3,4 

5) 1n Seherbergungsstätten mit 9 und mehr Gästebetten 
(einschließlich Jugendherbergen; ohne Campingplätze) 

6) an inländische Unternehmen und Private, ab 1.11986 
emschließhch Ralffelsenbanken 

7) einschließlich durchlaufender Kredite 
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40. Jahrgang Heft 6 Juni 1988 

Aktuelle Auslese 

Weniger Güterumschlag 

Im Jahre 1987 wurden in Schleswig-Holstein 
3,2 Mill. t Güter durch die Binnenschiffahrt 
umgeschlagen. Das sind 319 000 t oder 9,0% 

weniger als im Jahre 1986. Wahrend der Güterverkehr inner­
halb Schleswig-Holsteins zunahm ( + 6,4 %), waren im Ver­
kehr llllt Häfen außerhalb des Bundesgebietes (- 11,0 %) 
und mit dem übrigen Bundesgebiet (- 11,6 %) Transport­
verluste zu verzeichnen. Vom Gesamtumschlag entfiden auf 
den Verkehr innerhalb Schleswig-Holsteins 519 000 t oder 
16 %, auf den mit dem übrigen Bundesgebiet 2 515 000 t 
oder 78 % und auf den mit Gebieten außerhalb des Bun­
desgebietes 179 000 t oder 6 %. 

Über 80 % des gesamten Umschlagaufkommens entfiden 
auf drei Güterabteilungen. Die Abteilung .,Erdöl, Mineralöl­
erzeugnisse, Gase" lag mit 1, 7 Mill. t (54 %) an erster Stelle. 
Es folgten .,Steine und Erden (einschl. Baustoffe)" mit 
491 000 t (15 %) und .,Andere Nahrungs- und Futtermit­
td" mit 351 000 t (11 %). 

Gemeindefinanzen 1987 

Die schleswig-holsteinischen Gemeinden und 
Gemeindeverbände erzidten 1987 Einnahmen 

in Höhe von 8 414 Mill. DM, das sind 273 Mill. DM oder 
3,4 % mehr als im Vorjahr. 

Die Ausgaben erhöhten sich um 349 Mill. DM ( + 4,3 %) 
und überstiegen damit die Einnahmen um 101 Mill. DM. 

Die Einnahmeerhöhung des Verwaltungshaushalts um 296 
Mill DM oder 4,8 %ist insbesondere auf erheblichen Zu­
wachs der Schlüssel-, Bedarfs- und sonstigen allgemeinen Zu­
weisungen vom Land zurückzuführen ( + 108 Mill. DM). 

Bemerkenswert ist auch, daß die kommunalen Steuereinnah­
men (netto) um 36 Mill. DM oder 1, 7 % über dem Vor­
jahresergebnis liegen. Der Einnahmerückgang des Vermögens­
haushalts um 22 Mill. DM oder 1,2 % beruht hauptsäch­
lich auf Mindereinnahmen aus Krediten und inneren Darle­
hen. 

An der Spitze der Gesamtausgaben stehen nach wie vor die 
Personalausgaben; sie stiegen überdurchschnittlich um 
6,1 % an. Auch bei den sozialen Leistungen ist ein deutli­
cher Zuwachs ( + 5,6 %) zu verzeichnen. Für den laufen­
den Sachaufwand wurden 2,3 % und für Baumaßnahmen 
2,0 % mehr ausgegeben 

Baufertigstellungen und Bauüberhang 
1987 abermals rückläufig 

Im Jahre 1987 wurden insgesamt 7 605 Woh­
nungen in Wohn- und Nichtwohngebäuden 

fertiggestellt. Das sind 2 140 Wohnungen oder 22,0 % we­
niger als im Jahr davor. Von den 6 877 Wohnungen in neuen 
Wohngebäuden entfiden 5 391 (78,4 %) auf solche in Ei­
genheimen. 

Im Nichtwohnbau verringerte sich 1987 das Ferllgstellungs­
volumen um 7,7% auf 4,5 Mill. Kubikmeter. Den größten 
Anteil am Gesamtvolumen hatten mit 57,6 % (2,6 Mill. m") 
die 533 gewerblichen Betriebsgebäude. 

Der Überhang an genehmigten, aber bis zum Jahresende 1987 
noch nicht fertiggestellten Wohnungen belief sich auf ins­
gesamt 9 750 Einheiten. Das sind 1 334 (12,0 %) weniger 
als zum gleichen Zeitpunkt des Jahres davor. Im ersten Quar­
tal 1988 konnte das zum Teil wettgemacht werden: es wur­
den etwa 100 Wohnungen mehr als 1987 zum Bau frei­
gegeben ( + 8 %). 

1l • Schweinebestand gesunken 
•• o 

Nach dem vorläufigen Ergebnis der Viehzwi­
schenzählung vom 31. März 1988 wurden in 

Schleswig-Holstein 1,66 Mill. Schweine gehalten. Darunter 
waren rd. 525 000 Ferkd, 955 000 Jung- und Mastschweine 
und 169 000 Zuchtsauen. 

Der Gesamtbestand der Schweine verringerte sich in Jahres­
frist um 4 % oder 63 000 Tiere und erreichte den kleinsten 
Aprilbestand seit 1975. Der Bestand an Sauen nahm gegen­
über April 1987 um 8 % auf 169 500 Tiere ab. Davon wa­
ren 112 000 trächtig (- 8 %) und 57 000 nicht tr.ichtig 
(- 9 %). Der Bestand an Altsauen verringerte sich in Jah­
resfrist um knapp 8 % auf 130 000 und der an Jungsauen 
um knapp 11 % auf 40 000 Tiere. Auch die Bestände an Fer­
kdn ( - 8,5 %) nahmen gegenüber dem gleichen Vorjahres· 
monat ab, wohingegen die Zahl der Jung- und Mastschweine 
weitgehend konstant blieb. Der Bestand an schlachtreifen 
Schweinen (80 - 110 kg Lebendgewicht) nahm gegenüber 
April 1987 deutlich ( + 14 %) zu. 
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Einheitswerte der gewerblichen Betriebe und der 
Mineralgewinnungsrechte 1983 

Eine zeitnahe Besteuerung von Vermögenstatbestän­
den setzt eine Bewertung in regelmäßigen Zeitabstän­
den voraus, die man Hauptfeststellungszeiträume 
nennt. Vermögen ist seiner Natur nach, anders als etwa 
Einkommen oder Umsatz, eine Bestandsgröße. Die Be­
wertung von Vermögen ist schwierig und aufwendig, 
sie findet deshalb nur alle drei Jahre statt, und zwar 
zu einem für alle Steuerpflichtigen einheitlichen Termin. 
Die dann festgesetzte Jahressteuer bleibt für diesen 
Zeitraum konstant. Den Vorgang der Steuerfestsetzung 
nennt man, wie bei anderen Steuerarten auch, Veran­
lagung. Handelt es sich um die dreijährliche Neufest­
setzung, spricht man von Hauptveranlagung. Zusam­
men mit dieser Hauptveranlagung werden Hauptfest­
stellungen der Einheitswerte für die wirtschaftlichen 
Einheiten des Betriebsvermögens durchgeführt. 

Das Gesetz über Steuerstatistiken vom 6. Dezember 
1966, geändert durch das 1. Statistikbereinigungsge­
setz vom 14. März 1980 (BGBI. I S. 294), bestimmt, daß 
1n Verbindung mit der Hauptfeststellung der Einheits­
werte nach dem Stand am jeweiligen Hauptfeststel­
lungszeitpunkt eine Bundesstatistik durchzuführen ist. 
Ein solcher Zeitpunkt war der 1. 1. 1983. Da die Daten 
- als Sekundärstatistik - aus den Bescheiden gewon­
nen und dem Statistischen Landesamt von der Finanz­
verwaltung per Datenträger zur Verfügung gestellt 
werden, unterliegt diese Statistik dem zeitlichen Ablauf 
dieser Arbeiten in der Finanzverwaltung. Die Aufberei­
tung der Daten kann erst abgeschlossen werden, nach­
dem die z. T. mehrjährigen Feststellungsarbeiten bei 
den Finanzämtern durchgeführt worden sind. Wenn 
auch darunter die Aktualität leidet, die Hauptbedeutung 
liegt in der Bereitstellung von Strukturdaten. 

Rolle und Problematik der Einheitswerte 

Aufgrund des Bewertungsgesetzes, letztmalig geändert 
durch das Haushaltsbegleitgesetz 1983 vom 20. De­
zember 1982 (BGBI. I S. 1857), werden Einheitswerte 
der gewerblichen Betriebe unabhängig von der Besteu­
erung in einem Bewertungsverfahren alle drei Jahre er­
mittelt und gelten einheitlich - im Falle des 
Betriebsvermögens -für Vermögens-, Grund- und Ge­
werbekapitalsteuer. Weitere Einheitswerte werden dar­
über hinaus noch festgestellt für Mineralgewinnungs­
rechte und für den Grundbesitz. 

Die Hauptfeststellung der Mineralgewinnungsrechte 
- das sind Rechte, Bodenschätze aufzusuchen und 
zu gewinnen -wird in der Regel alle sechs Jahre vor­
genommen; die dabei festgestellten Werte sind, sofern 
sie einem gewerblichen Betrieb zugehören, bei der 
Festsetzung des Einheitswertes auch dieses gewerbli­
chen Betriebes anzuwenden. 

Betriebsgrundstücke werden ähnlich wie das Grund­
vermögen bewertet Allerdings geht die letzte Einheits­
bewertung des Grundbesitzes auf den 1. Januar 1964 
zurück; wegen des großen Arbeitsaufwands bei der 
Grundvermögen-Bewertung konnten die neuen Werte 
erst ab 1974 der Besteuerung zugrunde gelegt werden. 
Bis dahin galten sogar die Werte nach der Hauptfest­
stellung zum 1. 1. 1935. Das gegenwärtige System der 
Grundvermögensbewertung ist daher umstritten und 
wirft verfassungsrechtliche Fragen auf; es wird argu­
mentiert, daß der Ansatz dieser Einheitswerte bei den 
verschiedenen Steuern und Abgaben wegen eben die­
ser Einheitlichkeit zu Ungerechtigkeiten führe. Die Kla­
gen richten sich aber nicht nur gegen das Bewertungs­
system, sondern auch dagegen, daß eine in kürzeren 
Zeitabständen erforderliche Neubewertung des Grund­
besitzes bisher an dem enormen Arbeitsaufwand bei 
Steuerpflichtigen und Verwaltung gescheitert ist. Die 
Probleme ergeben sich auch aus der Vielfalt der An­
wendung. Die Einheitswerte des Grundvermögens die­
nen nämlich u. a. als Bemessungsgrundlage bei der 
Grundsteuer, der Erbschaftsteuer, der Vermögensteuer, 
der Gewerbekapitalsteuer, bei der Ermittlung des Ge­
winns aus Land- und Forstwirtschaft sowie der Besteu­
erung nach Durchschnittssätzen, bei der Pauseha­
llerunQ des Nutzwertes eigengenutzter Wohnungen im 
eigenen Einfamilienhaus und im sog. "unechten" 
Zweifamilienhaus; sie sind weiterhin Bemessungs­
grundlage für Beiträge zu Wasser- und Bodenverbän­
den, für Leistungen nach dem Wohngeldgesetz und 
nach dem BAföG, für Landwirtschaftskammerabgaben, 
für Berufsgenossenschaftsbeiträge bei der Landwirt­
schaft usw. 

Auf die Grundbesitzbewertung soll an dieser Stelle 
nicht weiter eingegangen werden. Festzuhalten bleibt, 
daß ein Termin für eine neue Einheitsbewertung des 
Grundvermögens bisher noch nicht feststeht. Der 
Hauptfeststellung der Einheitswerte des Betriebsvermö­
gens liegen somit für die Betriebsgrundstücke - wie 
bereits ausgeführt- die auf den Wertverhältnissen von 
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1964 basierenden Einheitswerte zugrunde. Um das ge­
stiegene Wertniveau in etwa zu berücksichtigen, wird 
der Einheitswert von 1964 mit einem Zuschlag von 
40 % angesetzt. 

Die folgende Übersicht zeigt zusammenfassend die Ter­
mine auf, zu denen die Hauptfeststellungen der Ein­
heitswerte stattgefunden haben, und die Jahre der 
Anwendung dieser Wertansätze bei der Vermögensteu­
erhauptveranlagung. 

Einheitswerte - Hauptfeststellungen 
Vermögen­

- --- -.------,-----t Steuer-

Grundbesitz 

1935 
1964 

Mineral- Betriebs-
gewinnungsrechte vermögen 

1972 

19n 

1983 

Haupt­
veranlagung 

1972 
1974 
19n 
1980 
1983 
1986 

Da die Daten für die Einheitswerte-Hauptfestellung 
und die Vermögensteuer-Hauptveranlagung 1986 von 
der Finanzverwaltung noch nicht übermittelt worden 
sind und mit der statistischen Auswertung noch nicht 
begonnen werden konnte, soll im folgenden die Ent­
wicklung ab 1974 und schwerpunktmäßig der Stand 
zum 1. 1. 1983 erörtert werden. 

Weniger Einheitswertfeststellungen 

Im Gegensatz zu der in der Betriebswirtschaftslehre 
und auch in der amtlichen Statistik sonst üblichen Dar­
stellung des Betriebes als örtlich begrenzte technisch­
wirtschaftliche Organisationseinheit umfaßt der Gewer­
bebetrieb nach dem Bewertungsgesetz Oberwiegend 
das gesamte Unternehmen. Die von der Einheitswert­
statistik dargestellten Merkmale stellen also das Bilanz­
bild der erfaßten Unternehmen dar. Die Summe der 
Aktivposten bildet das Rohvermögen (Bilanzsumme). 
Zieht man die Schuldposten und die Schachtelbeteili­
gungen davon ab, erhält man den Einheitswert. 

Betriebe, Rohbetriebsvermögen und Einheitswerte 

Haupt­
feststellungs­
zeitpunkt 
1. Januar .... 

1974 
19n 
1980 
1983 

Betriebe 

Anzahl 

43 912 
44 276 
31 087 
23 703 

Rohbetriebs­
vermögen 

Einheits­
werte 

Mlll. DM 

51 317 
66 114 
62 934 
65 338 

9666 
12 536 
12 3n 
12 008 

Nahm die Zahl der bewerteten Unternehmen von 1974 
auf 1977 noch um 0,8 OJil zu, so ging sie 1980 um 
29,8 % auf 31 087 zurück. Gegenüber 1983 sank sie 
noch einmal um 23,8 % auf 23 703. Der Rückgang hatte 
überwiegend steuerrechtliche Gründe. Während 19n 
die Erklärungen zur Feststellung des Einheitswertes 
noch an die Höhe des Betriebsvermögens anknüpften 
(Wert von mindestens 6 000 DM), waren ab 1. Januar 
1980 nur noch die Betriebe erklärungspflichtig, deren 
Gewerbekapital den Freibetrag von 60 000 DM Ober­
stieg. ln die Gewerbekapitalberechnung geht der aus 
dem Betriebsvermögen durch Abzug der Betriebsschul­
den ermittelte Einheitswert zwar ein, das durch Hinzu­
rechnen (z. B. Dauerschulden) und Kürzungen (z. B. 
Grundstückseinheitswerte) ermittelte Gewerbekapital 
ergibt jedoch eine neue Ausgangsbasis infolge des 
Freibetrages von 60 000 DM. Beim Gewerbekapital be­
deutete dies, daß für zahlreiche kleine und mittlere Be­
triebe keine Erklärungspflicht zur Einheitswertfest­
stellung mehr bestand. Mit der Verdoppelung des Frei­
betrages auf 120 000 DM ab 1983 sind weitere Betriebe 
in der Statistik nicht berücksichtigt. Ein weiterer Grund 
für diesen Rückgang ergab sich darüber hinaus aus 
der Gewerbekapitalberechnung selbst. Nach dem 
Haushaltsbegleitgesetz 1983 waren bei der Ermittlung 
des Gewerbekapitals die Dauerschulden nur noch zu 
60 % anzurechnen. Seide Aspekte (teilweise Anrech­
nung der Dauerschulden und Anhebung der Er­
klärungspflichtgrenze) führten dazu, daß in Schleswig­
Holstein 1983 die Anzahl der bewerteten Betriebe nur 
noch 23 703 betrug. 

Geht man vom Ergebnis der Umsatzsteuerstatistik aus, 
wonach in Schleswig-Holstein Anfang 1982 ca. 65 830 
Unternehmen mit mehr als 20 000 DM Jahresumsatz 
bestanden haben, so bedeutet das, daß hiervon 64% 
oder fast zwei Drittel mit ihrem Betriebsvermögen un­
ter derjenigen Grenze liegen, die zur Gewerbe- oder 
Vermögensteuerpflicht führt. Ungeachtet der unter­
schiedlichen Abgrenzungskriterien zwischen beiden 
Statistiken dokumentieren diese Zahlen den stark re­
duzierten Erhebungsumfang insbesondere bei kleine­
ren Betrieben. 

Da in der Einheitswertstatistik weniger die Unterneh­
mensgröße oder Umsatzhöhe als vielmehr die Ausstat­
tung mit Anlagegütern oder die Höhe des Vorrats­
vermögens entscheidend ist, kann es sein, daß auch 
Unternehmen mit hohem Umsatz nicht erfaßt werden, 
weil sie z. B. mit geringem Kapitaleinsatz arbeiten und 
deswegen ein Einheitswert für sie nicht festgesetzt wor­
den ist. 
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Obwohl von 1977 auf 1980 die Anzahl der Betriebe 
um fast 30 % zurückgegangen ist, ist das Rohbetriebs­
vermägen nur um 4,8 % und das Reinvermögen (Ein­
heitswert} um 1,3 % gesunken. Von 1980 auf 1983 
erhöhte sich dagegen das Rohbetriebsvermögen um 
3,8 % trotz des Rückgangs der Anzahl der Betriebe um 
fast 24 %. Dagegen ist das Reinvermögen (der Ein­
heitswert} 1983 um 3% auf 12 008 Mill. DM zurückge­
gangen. 

Da der Einheitswert nicht das Gesamtvermögen, son­
dern aufgrunddes Abzuges der Betriebsschulden das 
Reinvermögen darstellt, können die nach Einheitswert­
gruppen gegliederten Ergebnisse nur bedingt für Un­
tersuchungen über die Größenstruktur der Unter­
nehmen herangezogen werden. Es können lediglich 
Aussagen über die Konzentration der Unternehmen 
nach dem Einheitswert gemacht werden. 

Betriebe nach ElnheltswertgröBenklassen 

Einheitswert­
größenklassen 
von ... bis 
unter •.. DM 

Unter 10 000 
10 000- 50 000 
50 000- 100 000 

1 00 000 - 500 000 
500 000- 1 Mill. 

1 Mill.- 5 Mill. 

5 Mill.- 10 Mlll. 
10 Mill.- 50 Mlll. 
50 Mill. und mehr 

Insgesamt 

Hauptfeststellungszeitpunkt 
1. 1. 19n 1. 1. 1980 1. 1. 1983 

Anzahl % Anzahl % Anzahl % 

7 455 16,8 2 926 9,4 1 503 6,3 
17 454 39,4 10 000 32,2 6 220 26,2 
7 286 16,5 6 274 20,2 46n 19,7 

9 337 21 ,1 9 064 29,2 8 456 35,7 
1 237 2,6 1 297 4,2 1 293 5,5 
1 190 2,7 1 196 3,8 1 218 5,1 

173 0,4 173 0,6 168 0,8 
126 0,3 135 0,4 128 0,5 
18 0,0 22 0,1 20 0,1 

44 276 100 31 087 100 23 703 100 

Während die Anteile der Betriebe in den unteren bei­
den Größenklassen 1980 wie 1983 zurückgegangen 
sind und gleichzeitig in den mittleren Klassen (ab 
100 000 DM} zugenommen haben, konzentrierte sich 
die Masse des Einheitswertvolumens zunehmend auf 
höhere Einheitswertgrößenklassen. Auf die mit einem 
Einheitswert unter 1 Mill. DM entfielen 1977 96,6 %, 
1980 95,2% und 1983 93,4% aller Betriebe, aber nur 
30,2 % bzw. 28,8 % bzw. 26,9 % der gesamten Einheits­
wertsumme. Die Größenklasse ab 10 Mill. DM umfaßte 
dagegen in den Dreijahresintervallen entsprechend nur 
0,3 % bzw. 0,5 % bzw. 0,6 % der Betriebe, die jedoch 
1977 40,9 %, 1980 41,5% und 1983 ebenfalls 41,5% 
des Einheitswertvolumens auf sich vereinigten. Trotz 
der großen Rückgänge der Anzahl der Betriebe in den 
unteren Größenklassen und sehr hoher Rückgänge der 
Einheitswertvolumina in diesen Klassen haben sich die 
Anteile dieser Größenklassen innerhalb von sechs Jah­
ren nicht verändert. Neben der allgemeinen Wertstei­
gerung, die zur Folge hat, daß Betriebe in höhere 

Einheitswertgrößenklassen hineinwachsen, wirkte sich 
insbesondere die geänderte Erklärungspflichtgrenze 
bei dem Rückgang von Kleinstbetrieben aus. Daß in 
den unteren Größenklassen Einheitswerte überhaupt 
noch festgestellt wurden, hängt zum einen damit zu­
sammen, daß Einzelunternehmer oder Gesellschafter 
einer Personengesellschaft aufgrund anderer Vermö­
gensarten eine Vermögensteuererklärung abzugeben 
hatten. Ein weiterer Grund kann sein, daß eine Reihe 
von Betrieben eine ungünstige Kapitalstruktur, mit ei­
nem hohen Anteil an Dauerschulden, aufweist. 

Einheitswerte der Betriebe nach Größenklassen ln Mlll. DM 

Einheitswert· Hauptfeststellungszeitpunkt 
größenklassen 
von ... bis 1. 1. 19n 1. 1. 1980 1. 1. 1983 
unter ... DM 

Unter 10 000 42 
10 000- 50 000 442 
50 000- 100 000 519 

100 000 - 500 000 1 927 
500 000- 1 Mill. 854 

1 Mill.- 5 Mlll. 2 429 

5 Mill.- 10 Mill. 1 196 
10 Mill.- 50 Mlll. 2 383 
50 Mill. und mehr 2 745 

Insgesamt 12 536 

Besitz- und Schuldposten der 
gewerblichen Betriebe 

16 8 
272 176 
454 334 

1 912 1 817 
901 890 

2 500 2 532 

1 185 1 273 
2 638 2 661 
2 500 2 298 

123n 12 008 

Die Statistik der Einheitswerte ermöglicht u. a. Auf­
schlüsse über den Vermögens- und Kapitalaufbau, 
d. h. über die Grundzüge der Bilanzstruktur der ge­
werblichen Wirtschaft. Da auch kleinere und mittelstän­
dische Betriebe sowie Institutionen freier Berufe erfaßt 
werden, ergänzen diese Informationen die Ergebnisse 
der Unternehmensbilanzstatistik. 

Die Feststellung der Einheitswerte der gewerblichen 
Betriebe setzt beim Rohbetriebsvermögen an, das aus 
dem Anlage- und dem Umlautvermögen besteht. Beim 
Anlagevermögen unterscheidet man zwischen den 
Sachanlagen, die wiederum in Betriebsgrundstücke, 
Maschinen und ähnliche Anlagen sowie sonstige 
Sachanlagen untergliedert werden, und den Finanzen­
lagen. Zu den Finanzanlagen gehören neben den Dar­
lehen und Hypothekenforderungen, den Wertpapieren 
und Beteiligungen auch die immateriellen Wirtschafts­
güter. Darunter fallen neben den Mineralgewinnungs­
rechten, die in der Statistik als solche gesondert 
ausgegliedert werden, die Patente, die Urheberrechte, 
Verlagsrechte u. ä .. Unter dem Umlaufvermögen wird 
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nur das Betriebskapital und das Vorratsvermögen nach­
gewiesen, zu dem alle Bestände an Roh-, Hilfs- und 
Betriebsstoffen sowie an Halb- und Fertigerzeugnissen 
zu rechnen smd. Das Betriebskapital umfaßt neben den 
Barbeständen, Guthaben und Forderungen auch die 
aktiven Rechnungsabgrenzungsposten sowie Hinzu­
rechnungen nach § 107 Bewertungsgesetz. 

Die so ermittelte Summe der Werte der zu dem gewerb­
lichen Betrieb gehörenden Wirtschaftsgüter ergibt das 
Rohvermögen, das zum 1. 1. 1983 für alle Betriebe 
65 Mrd. DM betrug. Nach Abzug der mit der Gesamt­
heit oder mit einzelnen Teilen des gewerblichen Betrie­
bes in wirtschaftlichem Zusammenhang stehenden 
Schulden und sonstiger Abzüge sowie der Schachtel­
beteiligungen vom Rohbetriebsvermögen verblieb als 
Landessumme aller Einheitswerte em Reinvermbgen 
von 12 Mrd. DM. 

Besitz- und Schuldposten sowie Einheitswerte der Betriebe 

Hauptfeststellungszeitpunkt 

1. 1. 1980 1. 1. 1983 

Mlii.DM % MIII.DM % 

Anlagevermögen 17 210 27,3 17 611 27,0 
davon 

Sachanlagen 12 474 19,8 11 582 17,7 
davon 
BetriebsgrundstOcke 4396 7,0 3 963 8,1 
Maschinen und 

maschtnelle Anlagen 5744 9,1 5 303 8,1 
sonst1ge Sachanlagen 2 333 3,7 2 316 3,5 

Finanzanlagen 4735 7,5 6 029 9,2 

Umlaufvermögen 45 724 72,7 47 726 73,0 
davon 
Betriebskapital 37 689 59,9 41 346 63.3 
Vorratsvermögen 8 036 12,8 6 380 9,8 

Rohbetriebsvermögen 62 934 100,0 65 338 100,0 

Schulden und 
sonstige AbzOge 50 359 80,1 53 110 81 ,3 

AbzOge aufgrund von 
Schachtetbeteiligungen 130 0,2 219 0,3 

Einheitswert 12an 19,7 12 008 18,4 

Verln· 
derung 

1983 
geg. 
1980 
in% 

+ 2,3 

- 7,2 

- 9,9 

- 7,7 
- 0,8 
+27,3 

+ 4 ,4 

+ 9,7 
-20,6 

+ 3,8 

+ 5,5 

+69,1 

- 3,0 

Obwohl dem Ergebnis von 1983 eine wesentlich gerin-
gere Anzahl von Betrieben zugrunde lag, betrug die Zu-
wachsrate des Rohbetriebsvermögens 3,8 % . Beim 
Anlagevermögen, das gegenüber 1980 fast unverän-
dert 27 °Al des Rohbetnebsvermögens ausmachte, ent-
fiel der mit einem Anteil von 18 % größte Posten auf 
die Sachanlagen, die jedoch um 7,2 % gegenüber 1980 
zurückgingen. Die Finanzanlagen erhöhten sich um 
27,3 % und betrugen 1983 9 % des Rohbetriebsver-
mögens, so daß das Anlagevermögen insgesamt um 
2,3 % auf 17,6 Mrd. DM steigen konnte. Das Umlauf-
vermögen, gegenüber 1980 mit einem insgesamt na-

hezu unveränderten Anteil von 73 Ofo des Rohbetriebs­
vermögens, hat um 4,4% zugenommen. Es bestand 
zu 82 % aus dem Betriebskapital, das gegenüber 1980 
um 9,7 OJil auf 41,3 Mrd. DM stieg. Das Vorratsvermo­
gen ist gegenüber 1980 um 20,6 % zurückgegangen 
und der entsprechende Anteil am Rohbetriebsvermö­
gen von 13% auf 10% gefallen. 

Bilanzrelationen ohne Kredltinstltute, 
Versicherungen und Beteiligungsgesellschaften 

Der Vermögensaufbau der gewerblichen Betriebe muß 
naturgemäß vor dem Hintergrund der konjunkturellen 
Entwicklung gesehen werden. Die Zusammensetzung 
der Besitz- und Schuldposten ist Ergebnis des der Wirt­
schaftslage angepaßten Finanzierungs- bzw. Investi­
tionsverhaltens der Unternehmen und ihrer Vorrats­
haltungsdispositionen. 

Wie bereits ausgeführt, können die Besitz· und Schuld­
posten, die der Einheitswertberechnung zugrunde lie­
gen, wie die Aktiva und Passiva einer Unternehmens­
bilanz gegenübergestellt werden. Das zum Rohbe­
triebsvermögen zusammengefaSte Anlage- und Um­
laufvermögen kann so als die Aktivseite einer Bilanz 
interpretiert werden, der auf der Passivseite das aus 
Einheitswert und dem Gegenwert der Schachtelbetei­
ligungen zusammengesetzte Eigenkapital und das 
Fremdkapital, das die Schulden und sonstige Abzüge 
umfaßt, gegenüberstehen. Die Relationen der verschie­
denen Posten zum Rohbetriebsvermögen ergeben 
Kennzahlen bzw. Strukturgrößen, wie sie aus der Un­
ternehmensbilanzstatistik bekannt sind. Wenn auch 
Bilanz- und Bewertungsrecht gewisse Unterschiede 
aufweisen und beide Statistiken daher nicht vergleich­
bar sind, so wird mit den aus der Einheitswertstatistik 
ermittelten Kennzahlen für die gewerblichen Betriebe 
eine statistische Lücke geschlossen. Die Kreditinstitute, 
das Versicherungsgewerbe und die Beteiligungsgesell­
schaften sollen allerdings wegen ihrer andersartigen 
Vermögens- und Schuldenstrukturen außer Betracht 
gelassen werden. 

Der langjährige Vergleich läßt erkennen, daß die 
Anteile des Anlagevermögens am Rohbetriebsvermö­
gen ab 1974 ständig zugenommen, die des Umlauf­
vermögens dagegen ständig abgenommen haben. Die 
für die Investitions- und Innovationskraft der Unterneh­
men als maßgeblich angesehene Eigenkapitalausstat­
tung hat sich seit 1977 nicht wesentlich verändert: das 
aus dem Einheitswert und dem Gegenwert der Schach­
telbeteiligungen ermittelte Eigenkapital betrug 35% bis 
36 % des Rohbetriebsvermögens, während das Fremd-
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Bealtz· und Schuldposten der gewerblichen Betriebe' 

Jahr 

(Einheitswert 
jeweils 
zum 1. 1.) 

1974 
19n 
1980 
1983 

Aktiva Passiva 

Anlage- Umlauf- Einheits- Schulden und 
ver- ver- wert und sonsttge Abzüge 

mögen mögen Schachtel-
betei- ins- dar. 
ligung gesamt langlr. 

Verbind-
Iiehkeiten 

in % des Rohbetnebsvermögens 

39,9 60,1 32,6 67,4 17,9 
41,7 58,3 35,7 64,3 18,1 
43,3 56,7 35,0 65,0 16,7 
45,0 55,0 36,2 63,8 16,9 

1) ohne Kredtlmstttute, Versicherungsgewerbe und Beteffigungsgesellschalten 

kapital , also die Schulden und sonstige Abzüge, als 
Komplement entsprechend 64 brs 65 % des Rohbe­
triebsvermögens ausmachte. Auch die langfristigen 
Verbindlichkeiten änderten sich kaum, sie schwankten 
zwischen 17% und 18% des Rohbetriebsvermögens. 

Betrachtet man das Verhältnis von Eigenkapital zu An­
lagevermögen, so war im Durchschnitt der erlaBten Be­
triebe das Anlagevermögen 1974 zu 82 %, 1977 zu 
86 %, 1980 zu 81 % und 1983 zu 80 % durch Eigen­
mittel gedeckt Geht man von der allgemeinen betriebs­
wirtschaftlichen Maxime aus, daß das Anlagevermögen 
mit langfristig dem Unternehmen zur Verfügung stehen­
den Mitteln (Eigenkapital oder langfristiges Fremdka­
pital) finanziert werden soll, so wird das durch die 
Kennzahlen bestätigt. 

Die Bilanzrelationen nach Wirtschaftszweigen und 
Rechtsformen 

Untersucht man die Vermögens- und Kapitalstruktur 
zum 1. 1. 1983 in den einzelnen Wirtschaftsbereichen, 
so lassen sich branchentypische Unterschiede feststel­
len. Die verschiedenen Fertigungsmethoden und die 
unterschiedliche Kapitalintensität in den Unternehmen 
bewirken zwangsläufig, daß die Bilanzrelationen mehr 
oder weniger stark vom Gesamtdurchschnitt abwei· 
chen. 

Den mit 76 % höchsten Anteil des Anlagevermögens 
an der Bilanzsumme weist die Energiewirtschaft auf. 
Allein die Maschinen und ähnlichen Anlagen in diesem 
sehr kapitalintensiven Wirtschaftszweig machten 62 % 
oder über drei Fünftel des gesamten Rohvermögens 
aus. Auch in den Bereichen des Verkehrs und der 
Nachrichtenübermittlung sowie der Dienstleistungen 
überschritt der Anteil des Anlagevermögens am Roh-

vermögen den Durchschnittswert für alle Wirtschafts­
bereiche erheblich. Für die drei genannten Bereiche 
ist ferner das geringe Vorratsvermögen augenfällig. 
Die Energiewirtschaft und der Verkehrssektor können 
die von ihnen produzierten Güter bzw. Leistungen 
nicht oder nur im geringen Umfang vorrätig halten. 
Sie haben deshalb hohen Kapitalbedarf, um Spitzen­
belastungen abfangen zu können. ln beiden Bereichen 
ist auch das ungünstigste Deckungsverhältnis zwi­
schen Eigenkapital und Anlagevermögen zu verzeich­
nen; nicht einmal die Hälfte des Anlagevermögens 
war durch eigene Mittel abgedeckt. Das Abweichen 
von der Bilanzregel, wonach zumindestans das An­
lagevermögen durch Eigenkapital abgedeckt sein 
sollte, ist insofern gerechtfertigt, als in diesen Bereichen 
die öffentliche Hand finanziell engagiert ist und somit 
die Sicherheit des dort langfristig gebundenen Fremd­
kapitals gewährleistet. ln rein privatwirtschaftlich orien­
tierten Branchen müssen die Deckungsverhältnisse 
zwischen dem Eigenkapital und dem Anlagevermögen 
günstiger aussehen. So ergab sich z. B. bei den Dienst­
leistungen die stärkste Eigenkapitalquote von 49 %; 
49 %; es folgten die Land·, Forstwirtschaft und Fische­
rei mit 42% und der Einzelhandel mit einer Eigenka­
pitalquote von 41 %. Unter dem Landesdurchschnitt 
lagen - neben den bereits erörterten Branchen - das 
Baugewerbe, der Großhandel und die Handelsver­
mittlung. 

Beim verarbeitenden Gewerbe, dem der Bilanzsumme 
nach bedeutendsten Bereich, betrug der Anlagevermö­
gensanteil 42 % und die Eigenkapitalquote 39 %. 

Das Baugewerbe und der Großhandel kommen dage­
gen mit relativ wenig Anlagevermögen und dem­
entsprechend mit einer geringeren Eigenkapital­
decke aus. Dafür sind der Anteil des Umlautvermögens 
an der Bilanzsumme und die Fremdkapitalquote beson­
ders hoch. Die relativ größten Vorratsvermögen unter­
halten naturgemäß das Baugewerbe und der Einzel­
handel. Im Baugewerbe entfielen 76 % der Aktiva auf 
das Umlaufvermögen, 40% davon waren Vorräte und 
36% Betriebskapital, das vornehmlich aus Forderun­
gen für ganz oder teilweise fertiggestellte Bauten be­
steht. 

Beim Großhandel betrug der Anteil des Umlaufvermö­
gens 74 % der Bilanzsumme, davon entfielen auf die 
Vorräte 26 % und auf das Betriebskapital, das ins­
besondere aus Forderungen für Warenlieferungen re­
sultiert,sogar 48 %. Dementsprechend ist auch die mit 
71 % hohe Fremdkapitalquote für den Großhandel cha­
rakteristisch. 
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Auch nach der Rechtsform der gewerblichen Betriebe 
fallen die Relationen von Anlagevermögen und Eigen­
kapital zum Rohvermögen bzw. zur Bilanzsumme un­
terschiedlich aus. 

Von den über 22 000 erfaßten gewerblichen Betrieben 
(ohne Kredltinstitute, Versicherungsvereine und Betei­
ligungsgesellschaften) mit einer Bilanzsumme von 
28 Mrd. DM waren 12 000, also über die Hälfte, natürli­
che Personen, auf die aber nur 5 Mrd. DM der Bilanz­
summe entfielen. Für diese Betriebe wurde das 

Anlagevermögen fast vollständig durch das Eigenka­
pital gedeckt; die Eigenkapitalquote lag mit 45 % um 
neun Prozentpunkte über dem Landesdurchschnitt Bei 
den nichtnatürlichen Personen war der Anteil des An­
lagevermögens mit 45 % im Durchschnitt aller Be­
triebe, während die Eigenkapitalquote mit 34 % nur um 
zwei Prozentpunkte darunter lag. Die geringe Abwei­
chung zum Durchschnitt erklärt sich daraus, daß die 
nichtnatürlichen Personen zwar noch nicht einmal die 
Hälfte der Betriebe, aber 83 % der Bilanzsumme auf 
sich vereinigten, die durch schnittliehe Bilanzstruktur 
also sehr stark prägten. 

Vermögen und Schuldan der gewerblichen Betrlebe1 am 1. 1. 1983 nach dem Wirtschaftsbereich 

Wirtschaftsbereich Betriebe Bilanz- Aktiva Passiva 
summe 

Umlaufvermögen Anlagevermögen Fremd- Eigen-
kapital kapital 

Ins- darunter ins- darunter 
gesamt Vorrats- gesamt Maschinen-

vermögen und 
ähnliche 
Anlagen 

in 
Miii.DM in % der Bilanzsumme 

Land- und Forstwirtschaft, 
Tierhaltung, Fischerei 336 224 60 14 40 14 58 42 

Energiewirtschaft und Wasser-
Versorgung, Bergbau 102 3 698 24 2 76 62 64 36 

Verarbeitendes Gewerbe 3 901 8 130 58 27 42 17 61 39 

Baugewerbe 3045 3 039 76 40 24 6 74 26 
Großhandel 2 205 4 759 74 26 27 4 71 29 
Handelsvermittlung 442 151 71 15 29 7 66 34 

Einzelhandel 4 867 3 074 65 39 35 3 59 41 
Verkehr und Nachrichten-

Obermlttlung 1 092 1 848 26 2 74 42 68 32 
Dienstleistungen 6 341 2 815 40 8 60 8 51 49 

Insgesamt 22 331 27 740 55 22 45 19 64 36 

davon 

natürliche Personen 11 992 4643 54 25 46 9 55 45 

nichtnatürliche Personen 10 339 23 097 55 22 45 21 66 34 
davon 
AG 24 2 920 34 9 66 54 63 37 
GmbH 5 404 6 786 71 29 29 9 71 29 
Erwerbs- und Wirtschafts-
genossenschatten 167 1 073 74 16 26 6 81 19 

Personengesellschaften nach 
§ 97 Abs. 1 Nr. 5 Bew. 9 4 517 10 640 55 25 45 15 62 38 

Betriebe Im Eigentum von 
juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts 102 1 608 19 81 55 64 36 

sonstige nlchtnatOrl. 
Personen 125 71 32 3 68 18 49 51 

1) ohne Kredltlnstltute, Versicherungsgewerbe und Beteiligungsgesellschaften 
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Untersucht man diesen Teil der Unternehmen näher, 
so ergibt sich für die 4 517 Personengesellschaften 
(OHG, KG u. ä.) mit einer Bilanzsumme von zusammen 
11 Mrd. DM ein ähnliches Bild: die Eigenkapitalquote 
lag jedoch mit 38 % um zwei Prozentpunkte über dem 
Durchschnitt, und die Unterdeckung des Anlagevermö­
gensbetrug 7 % . Während für die 5 404 Gesellschaf­
ten mit beschränkter Haftung mit einer Bilanzsumme 
von 7 Mrd. DM der Anlagevermögenanteil und die Ei­
genkapitalquote jeweils 29% betrugen, d. h. das An­
lagevermögen im Durchschnitt durch das Eigenkapital 
gedeckt war, ergaben sich für die Aktiengesellschaf­
ten u. ä. sowie für die Betriebe im Eigentum von juri­
stischen Personen des öffentlichen Rechts, d. h. bei 
den besonders kapitalintensiven Körperschaften , grö­
ßere Unterdeckungen des Aniagevermögens. Auch 
dies ergibt sich zwangsläufig, wenn man berücksich­
tigt, daß die Körperschaften einen großen Kapitalbedarf 
haben, der in erheblichem Umfang durch d1e Aufnahme 
von Fremdmitteln am Kapitalmarkt befriedigt wird, wäh­
rend dem Einzelunternehmer diese Finanzierungsart 
erschwert bleibt. 

Es sei daran erinnert, daß das Verhältnis Anlagever­
mögen zu Eigenkapital günstiger ausfällt, wenn man 
die langfristigen Schulden als bedingtes Eigenkapital 
ansieht, weil dann ein größerer Teil des Vorratsvermö­
gens durch eigenkapitalähnliche Mittel abgedeckt ist. 
Darüber hinaus sind im Anlagevermögen die Betriebs­
grundstücke vermutlich unterbewertet, so daß ihr An­
teil am Rohvermögen ständig zurückgeht (von 1980 auf 
1983 waren es fast 10 Prozentpunkte). 

Mineralgewinnungsrechte 

Mineralgewinnungsrechte sind selbständige Wirt­
schaftsgüter, die analog dem Betriebsvermögen in re­
gelmäßigen Zeitabständen bewertet werden, weil auch 
sie steuerlich von Bedeutung sind. Das Bewertungs­
gesetz sieht für die zeitnahe Wertanpassung eine Pe­
riodizität von 6 Jahren vor. Nach 1977 war turnusgemäß 
zum 1. 1. 1983 wiederum eine Hauptfeststellung fällig. 
Erfaßt wurden alle wirtschaftlichen Einheiten, deren auf 
den 1. Januar 1983 festgestellte Einheitswert minde­
stens 1 000 DM betrug. 

Der Begriff "Mineralgewinnungsrechtu ist im Bewer­
tungsgesetz verankert. Ein Mineralgewinnungsrecht 
gewährt dem Bergeigentümer nach den bergrechtli­
ehen Vorschriften die ausschließliche Befugnis, Mine­
ralien aufzusuchen und zu gewinnen. Bei den bewer­
tungsrechtlichen Möglichkeiten, ein solches Recht zu 

erwerben, unterscheidet man zwischen bergfreien und 
grundeigenen Bodenschätzen: 

1. Bei bergfreien Bodenschätzen (dazu gehört der 
Abbau der wichtigsten Mineralien wie Metallerze, 
Eisenerze, Stein- und Braunkohle, Erdgas, Erdöl, 
Stein- und Kalisalze und andere) steht das Gewin­
nungsrecht allein dem Staat zu, wobei dieser das 
Schürfrecht einer natürlichen oder juristischen Per­
son oder einer Personenhandelsgesellschaft über­
tragen kann; es sind also Bodenschätze, die nur 
aufgrund staatlicher Verleihung oder aufgrund eines 
übertragenen ausschließlichen Rechts aufgesucht 
und gewonnen werden können (§ 100 Abs. 1 Bewer­
tungsgesetz). 

2. Grundeigene Bodenschätze (dazu zählen nach dem 
Bundesberggesetz hauptsächlich Steine und Erden­
rohstoffe, wie z. B. Kalk, Dolomitensteine, Kiesel und 
Sande, Lehme und Tonsorten) sind solche, die ohne 
besondere staatliche Verleihung bereits aufgrund 
des Eigentumsam Grundstück aufgesucht und ge­
wonnen werden können (§ 100 Abs. 2 Bewertungs­
gesetz). 

ln Schleswig-Holstein ist als bergfreier Bodenschatz nur 
das Erdöl von Bedeutung, bei den grundeigenen Bo­
denschätzen sind es vor allem Kies und Sand. Das Be­
wertungsgesetz führt aus, daß die aufgrund eines 
verliehenen oder übertragenen Rechts aufgesuchten 
und gewonnenen Mineralgewinnungsrechte mit dem 
gemeinen Wert, d. h. dem Marktwert zu bewerten sind. 
Gemeint sind die bergfreien Bodenschätze, unabhän­
gig von deren Erschließung. Dagegen ist für eine Be­
wertung der grundeigenen Bodenschätze Voraus­
setzung, daß mit der Aufschließung der Lagerstätte be­
gonnen wurde. 

Gegenstand der Bewertung sind nicht die letztlich tat­
sächlich geförderten Bodenschätze, sondern das 
Recht, die Bodenschätze aufzusuchen und zu gewin­
nen. Zum Mineralgewinnungsrecht gehören dessen 
Bestandteile und Zubehör, insbesondere also das Vor­
kommen. Nicht dazu gehören der Grund und Boden, 
die Gebäude, Maschinen und sonstigen Betriebsvor­
richtungen, die gesondert als Grundbesitz oder be­
wegliches Anlagevermögen zu bewerten sind. 

Als Einheitswert ist der gemeine Wert festzusetzen. 
Ausländische Mineralgewinnungsrechte sind mit dem 
gemeinen Wert in DM vom Abschlußzeitpunkt zu be­
werten. Der gemeine Wert der Mineralgewinnungs­
rechte wird nach Richtlinien ermittelt, für die es 
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zwischen den Oberfinanzdirektionen arbeitsteilig spe­
zielle Zuständigkeiten gibt. 

Um eine möglichst vollständige Erfassung der Einhei­
ten zu gewährleisten, wurden durch die Finanzämter 
Auskünfte bei den Bürgermeistern der Gemeinden bzw. 
bei Landschaftspflegebehörden der zuständigen Kreis­
verwaltungen Auskünfte eingeholt. Für die Bewertung 
ist das Finanzamt zuständig, in dessen Bezirk das Mi­
neralgewinnungsrecht liegt (Lagefinanzamt). Nur für die 
Einheitswertfeststellung bei Erdöl und Erdgas ist das 
Betriebsfinanzamt zuständig; für Schleswig-Holstein 
bedeutet es, daß z. B. die Erdölgewinnung nicht in der 
Landesstatistik, sondern im jeweiligen Land der Kon­
zernmütter bewertet und ausgewiesen wird. 

Mineralgewinnungsrechte am 1. Januar 1983 
nach Bodenschatzart 

Bodenschatz Mineralgewinnungsrechte 

Mineralquellen 
Sol- und Heilquellen 
Torf 
Heilmoore 

Kalksteine, Dolomitsteine, 
Mergelsteine 

Kiese und Sande 
Lehme, Tone, Tonsteine, 

Kaoline, Betonite 
Übrige Steine und Erden 

Insgesamt 

Anzahl % 

2 0,6 
2 0,6 
3 0,9 

0,3 

6 1,7 
318 92,7 

8 2,3 
3 0,9 

343 100,0 

Einheitswert 

1 000 DM O.riJ 

520 1,2 
6 0,0 

993 2,3 
186 0,4 

6 562 15,4 
30 273 71,1 

3 268 7,7 
769 1,8 

42 577 100,0 

Da Schleswig-Holstein ein rohstoffarmes Land ist, fal­
len die statistischen Ergebnisse entsprechend gering 
aus. Einbezogen in das Bewertungsverfahren wurden 
insgesamt nur 343 Mineralgewinnungsrechte. Unter­
schieden nach den Bodenschatzarten ze1gte sich men­
genmäßig ein eindeutiges Übergewicht bei der Gewin­
nung von Kies und Sand, auf die fast 93 % aller 
bewerteten Rechte mit 30,3 Mill. DM oder 71 % des 
Gesamtvolumens aller Einheitswerte entfielen. 

Gegliedert nach der im Bewertungsgesetz genannten 
Art des Rechts, entfielen auf die bergfreien Boden­
schätze 18 oder 5 q.il der bewerteten Mineralgewin­
nungsrechte mit 7 Mi II. DM oder 16 % der Einheitswerte 
und auf die grundeigenen Bodenschätze entsprechend 
95 % der Rechte und fast 84 % der Einheitswerte. Das 
bedeutet, daß in Schleswig-Holstein die Gewinnungs­
rechte überwiegend aus dem Eigentum an einem 
Grundstück abgeleitet sind. 

Als immaterielle Anlagegüter waren 56 % der Minerat­
gewinnungsrechte mit 26,9 Mill. DM oder 63 % des Ein­
heltswertvolumens Bestandteil des Betriebsvermögens. 
Die übrigen Ausbeutungs- und Gewinnungsrechte wa­
ren verpachtet und daher steuerlich beim sonstigen 
Vermögen nachzuweisen. 

Einheitswertgruppe 
Rechtsform 
Vermögensart 
Bergrechtsverhältnis 

Einheitswert von .. 
bis unter .. DM 

unter 50 000 
50 000 - 100 000 

1 00 000 - 500 000 
500 000 und mehr 

Insgesamt 

Rechtsform des EigentOmers 
natürliche Personen 
Personengesellschaften 
öffentl.-rechti.Körpersch. 
sonst. nichtnatürl. Personen 

Vermögensart 
Betriebsvermögen 
sonst1ges Vermögen 

Bergrechtliches Verhältnis 
bergfreier Bodenschatz 
grundeigener Bodenschatz 

Mineralgewinnungsrechte 
am 1. 1. 1983 

Anzahl % Einheitswert 

Miii.DM % 

186 54,2 3,3 7,8 
54 15,7 3,8 8,9 
84 24,5 15,4 36,2 
19 5,5 20,1 47,1 

343 100,0 42,6 100,0 

233 67,9 20,6 48,4 
65 19,0 10,7 25,2 

7 2,0 0,4 0,9 
36 11 ,1 10,9 25,5 

191 55,7 26,9 63,1 
152 44,3 15,7 36,9 

18 5,2 7,0 16,4 
325 94,8 35,6 83,6 

Betrachtet man die Mineralgewinnungsrechte nach der 
Rechtsform der Eigentümer, so ergibt sich, daß fast 
68 % natürliche Personen waren, die mit 21 Mill. DM 
48 % des Einheitswertvolumens auf sich vereinigten. 
Auf sonstige nichtnatürliche Personen (z. B. Aktienge­
sellschaften) entfielen 11 % und auf Personengesell­
schaften (u. a. OHG, KG) 19% der Rechte mit jeweils 
25 % Anteil am Einheitswertvolumen Die öffentlich­
rechtlichen Körperschaften spielten dagegen eine un­
bedeutende Rolle. 

Die Darstellung nach Einheitswertgrößenklassen zeigt, 
daß über die Hälfte der Mineralgewinnungswerte un­
ter 50 000 DM lagen und nicht ganz 8% des Einheits­
wertvolumens ausmachten. Die Einheitswertsummen 
konzentrierten sich auf die oberen Größenklassen. Die 
19 Lagerstätten (5,5 %) mit einem Einheitswert ab 
500 000 vereinigten 47% aller Einheitswerte auf sich. 

Leonhard Gawlik 
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Die Besteuerung der Vermögen 1983 

Für die Veranlagung der vermögensteuerpflichtigen na­
türlichen und juristischen Personen ist das Bewertungs­
und Steuerrecht maßgebend. Das bedeutet u. a., daß 
nur Vermögen ab einer bestimmten Größenordnung 
veranlagt werden und in d1e Statistik darüber gelangen. 
Wenn auch die statistischen Ergebnisse daher natur­
gemäß kein vollständiges Bild der Vermögensbildung 
und -Verteilung vermitteln können, so vermögen sie 
doch die Strukturen und Entwicklungen größerer Ver­
mögen aufzuzeigen. Mit der Hauptveranlagung zur 
Vermögensteuer auf den 1. Januar 1983 war wieder 
eine Vermögensteuerstatistik auf der Grundlage des 
Gesetzes über Steuerstatistiken vom 6. Dezember 1966 
verbunden. Alle Angaben hierfür wurden dem Statisti­
schen Landesamt aus dem automatischen Veranla­
gungsverfahren der Finanzverwaltung anonym auf 
Datenbändern übermittelt. 

Steuerlich und damit auch statistisch erfaßt wurden von 
den unbeschränkt steuerpflichtigen natürlichen Perso­
nen diejenigen, die ein abgerundetes Gesamtvermö­
gen hatten, das 70 000 DM überstieg. Bei Zusammen­
veranlagungen muß das jeweils auf die Person be­
rechnete Gesamtvermögen 70 000 DM übersteigen. 
Die Erklärungspflichtgrenze bei den unbeschränkt 
steuerpflichtigen nichtnatürlichen Personen lag bei 
20 000 DM. 

Gegenüber der Hauptveranlagung zur Vermögensteuer 
1980 sind geringfügige Änderungen in der Besteuerung 
in Kraft getreten, die sich fast ausschließlich auf den 
Ansatz von Betriebsvermögen beziehen. So ist bei Kre­
ditgenossenschaften der Abzug vom Rohvermögen in 
Höhe von 50 % der Geschäftsguthaben der Genossen 
weggefallen, und bei Sparkassen wird der Gesamtwert 
nicht mehr mit 85 %, sondern mit 100 % als Betriebs­
vermögen angesetzt. Für die Regelbewertung von Be­
triebsgrundstücken im Zusammenhang mit der Bewer­
tung von Anteilen an Kapitalgesellschaften wurde der 
anzuwendende Satz von 250 % auf 280 % erhöht. ln 
Angleichung an die Ertragsbesteuerung wurde im neu­
gefaßten § 98 a Bewertungsgesetz bestimmt, daß nun­
mehr neben Zöllen und Verbrauchssteuern auch die 
Umsatzsteuer auf Anzahlungen in der Vermögenauf­
stellung aktiviert wird. ln Anlehnung an das Einkom­
mensteuerrecht ist bei buchführenden Unternehmen 
und bei Unternehmen, deren Pensionszusagen der ln­
solvenzversicherungspflicht unterliegen, nunmehr der 

Abzug des Teilwertes nach § 6 a Abs. 3 Einkommen­
stauargesetz zugelassen. Außerdem wird der Rech­
nungszinsfußvon 6 OJil statt bisher von 5,5 OJil zugrunde 
gelegt Die Zusammenveranlagung mit Kindern über 
18 Jahren, die nicht in der Berufsausbildung stehen, 
wurde gegenüber der Hauptveranlagung 1980 einge­
schränkt. 

Wer muß Vermögensteuer zahlen? 

Wie bei der Einkommensteuer gibt es sowohl natürli­
che als auch juristische Personen, die steuerpflichtig 
sein können, und zwar beschränkt oder unbeschränkt. 
Unbeschränkt vermögensteuerpflichtig sind 

a) natürliche Personen, die im Inland ihren Wohnsitz oder 
1hren gewöhnlichen Aufenthalt haben; 

b) Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermö­
gensmassen, die ihre Geschäftsleitung oder ihren Sitz 
im Inland haben, wie 
- Kapitalgesellschalten 
- Ef'Nerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 
- Versicherungsvereine auf Gegenseitigkelt 
- sonstige juristische Personen des privaten Rechts 
- nichtrechtsfähige Vereme, Stiftungen und andere 

bveckvermögen des privaten Rechts 
- Kreditanstalten des öffentlichen Rechts 
- Gevverbebetriebe im Sinne des Gevverbesteuer-

gesetzes \IOn juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts 

Ob auch ausländische nichtnatürliche Personen, die 
nach ausländischem Recht errichtet wurden, unbe­
schränkt vermögensteuerpflichtig sind, wird nach dem 
deutschen Recht entschieden. Es kann sich dabei er­
geben, daß eine Personenvereinigung, die nach aus­
ländischem Recht als juristische Person anzusehen ist, 
nach deutschem Recht als Personengesellschaft nicht 
zur Vermögensteuer herangezogen wird. 

Beschränkt steuerpflichtig im Sinne des § 2 Abs. 1 Ver­
mögensteuergasatz sind alle natürlichen bzw nicht­
natürlichen Personen, die ihren gewöhnlichen Aufent­
halt, ihren Wohnsitz, ihre Geschäftsleitung oder ihren 
Sitz nicht im Inland haben. 
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Was zählt zum Vermögen? 

Nach dem Vermögensteuergesetz wird die Vermögen­
steuer für drei Kalenderjahre allgemein festgesetzt 
(Hauptveranlagung). Bemessungsgrundlage hierfür ist 
für die unbeschränkt Steuerpflichtigen das Gesamtver­
mögen, für die beschränkt Steuerpflichtigen das ln­
landsvermögen. Um das Gesamtvermögen ermitteln zu 
können, muß zuerst das "Rohvermögen" festgestellt 
werden. Es setzt sich aus folgenden Vermögensarten 
zusammen: 

1. Land- und forstwirtschaftliches Vermögen 
2. Grundvermögen 
3. Betriebsvermögen 
4. sonstiges Vermögen (Kapitalvermögen). 

Bei den Vermögensarten 1. bis 3. werden zur Ermitt­
lung des Gesamtvermögens Einheitswerte angesetzt. 
Für das sonstige Vermögen gilt das nur in bezug auf 
die darin enthaltenen Mineralgewinnungsrechte. Der 
Begriff Rohvermögen trifft nur für den Einheitswert des 
Grundbesitzes und für das sonstige Vermögen zu. Roh­
vermögen heißt, daß die Schulden, die diesem Vermö­
gen gegenüberstehen, noch nicht in Abzug gebracht 
sind. Beim Betriebsvermögen werden die mit dem ge­
werblichen Betrieb im wirtschaftlichen Zusammenhang 
stehenden Schulden bereits bei der Feststellung des 
Einheitswertes abgezogen. 

Das steuerpflichtige Gesamtvermögen ergibt sich aus 
der Verminderung des Rohvermögens um die damit zu­
sammenhängenden Schulden und Lasten. Nach Ab· 
zug der Freibeträge verbleibt das steuerpflichtige 
Vermögen. 

Bei der Beurteilung der Vermögensstruktur ist also zu 
berücksichtigen, daß die vier Vermögensarten verschie­
denen Bewertungsmaßstäben und unterschiedlichen 
Bewertungszeitpunkten unterliegen. Die Vermögens­
werte aus dem land- und forstwirtschaftliehen Vermö­
gen sowie aus dem Grundvermögen, einschließlich der 
Betriebsgrundstücke, sind unterbewertet. 

Mehr Steuerpflichtige und mehr Vermögen 

Zum Stichtag 1. Januar 1983 wurden 28 715 Steuer­
pflichtige mit Wohnsitz in Schleswig-Holstein mit einem 
steuerpflichtigen Vermögen von 18,4 Mrd. DM veran­
lagt. Das sind 14 % mehr Personen und 21,6 % mehr 
Vermögen als 1980. Die meisten Steuerpflichtigen 
(78 %) waren unbeschränkt steuerpflichtige natürliche 
Personen. Gegenüber 1980 ist ihre Zahl allerdings un­
terdurchschnittlich gestiegen (10,9 %). Ihr steuerpflich­
tiges Vermögen 1983 betrug 10,6 Mrd. DM, 1980 waren 
es 8,8 Mrd. DM gewesen. 

Die zweite nennenswerte Gruppe ist die der unbe­
schränkt steuerpflichtigen nichtnatürlichen Personen. 
Diese 5 802 Personen mit einem steuerpflichtigen Ver­
mögen von 7,7 Mrd. DM stellten 1983 Jeden fünften 
Steuerpflichtigen, das sind 2,7 % mehr als im Jahre 
1980. Auch die Steigerungsrate ihres steuerpflichtigen 
Vermögens lag mit 23,9 % über der der natürlichen Per­
sonen. 

Die Gruppe der beschränkt steuerpflichtigen natürli­
chen bzw. nichtnatürlichen Personen spielt mit einem 
Anteil von 1,7% bzw. 0,1 %an allen Steuerpflichtigen 
nur eine untergeordnete Rolle. Sie werden in die fol­
gende Betrachtung nicht einbezogen. 

Das Rohvermögen aller 28 193 unbeschränkt Steuer­
pflichtigen betrug 24,3 Mrd. DM. Davon entfielen 
16,5 Mrd. auf die natürlichen Personen. Bei ihnen hatte 
-wie schon in der Vergangenheit- das sonstige Ver­
mögen auch 1983 mit 7,7 Mrd. DM den größten Anteil 
am Rohvermögen. Es folgen das positive Betriebsver­
mögen mit 4,4 Mrd. DM und das Grundvermögen mit 
4,3 Mrd. DM. Das land- und forstwirtschaftliche Vermö­
gen hat mit 0,2 Mrd. DM eine relativ geringe Bedeu­
tung. Betrachtet man die vier Erhebungsjahre seit 1974 
im Zusammenhang, so fällt auf, daß es sowohl bei der 
Anzahl der Steuerpflichtigen wie auch beim Rohvermö­
genvon 1974 zu 19n und von 1980 zu 1983 relativ hohe 
Steigerungsraten gegeben hat. Vergleicht man aber die 

Das Rohvermögen der unbeschränkt steuerpflichtigen natürlichen Personen 

Jahr Steuer- Land- und forst- Grundvermögen Positives Sonst Vermögen Rohvermögen 
pfllchtlge wirtschaftliches (Inländisches und Betriebsvermögen (Kapitalvermögen) 

Vermögen ausländisches) 

Anzahl 1974A100 Mlll. DM 1974A100 Miii. DM 1974A100 Mill DM 1974A100 Mill. DM 1974A100 MIII. DM 1974A100 

1974 17 541 100 180,0 100 3 095,6 100 3 580,0 100 3 673,3 100 10 495,6 100 
19n 19 920 113,6 199,8 111 ,0 3 883,4 125,4 4 589,5 128,2 4 909,2 133,6 13 527,1 128,9 
1980 20 185 115,1 189,8 105,5 38n,3 125,2 4 330,0 120,9 5 656,2 154,0 13 989,1 133,3 
1983 22 391 127,6 192,6 107,0 4 333,1 140,0 4 386,4 122,5 7 859,8 208,5 16 500,9 157,2 
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Jahre 1980 und 1977, so fällt auf, daß hier die Anzahl 
der Steuerpflichtigen fast gleich geblieben ist, ebenso 
die Höhe des Rohvermögens. Beim land- und forstwirt­
schaftlichen Vermögen, beim Grundvermögen und 
beim positiven Betriebsvermögen ist sogar ein Rück­
gang zu verzeichnen. 

Der bedeutendste Vermögensteil der unbeschränkt 
steuerpflichtigen nichtnatürlichen Personen ist erwar­
tungsgemäß das Betriebsvermögen mit 7,1 Mrd. DM, 
gefolgt vom sonstigen Vermögen mit 0,7 Mrd. DM. Die 
anderen Vermögensarten spielen hier keine Rolle. Das 
Rohvermögen betrug 7,8 Mrd. DM. 

Nach Abzug der Schulden und sonstigen Abzüge in 
Höhe von 2,9 Mrd DM verblieb für alle unbeschränkt 
Steuerpflichtigen ein Gesamtvermögen von 21 ,3 Mrd. 
DM. 

Also betrug das gesamte steuerpflichtige Vermögen 
18,3 Mrd. DM nach Abzug der Freibeträge (3 Mrd. DM). 

Vermögensverteilung 

Der größte Teil des Vermögens konzentrierte sich auf 
wenige Steuerpflichtige. Wie bereits ausgeführt, ist das 
auch mit den Besteuerungsvorschriften zu begründen. 
Durch die bewertungsrechtlichen Begünstigungen 
beim Grundbesitz und die steuerlichen Entlastungen 
durch die Freibeträge wird eine bedeutende volkswirt­
schaftliche Vermögensmasse nicht von der Steuer­
pflicht und damit auch nicht in der Statistik erfaßt. 

Es soll nun gesondert die Gruppe der unbeschränkt 
steuerpflichtigen natürlichen Personen und ihre Vertei­
lung des unabgerundeten Gesamtvermögens nach 
Größenklassen betrachtet werden. Ein Vergleich mit 
1980 zeigt, daß der Anteil der Steuerpflichtigen in den 
unteren Größenklassen (bis 250 000 DM) abgenommen 
hat. ln der Größenklasse 250 000 bis 300 000 DM blieb 
er gleich, in den folgenden Größenklassen bis 5 Mill. 
DM nahm er zu. Oie Klassen über 5 Mill. DM waren 
1983 relativ gleich schwach besetzt wie 1980. Es hat 
hier also eine Verschiebung der Anzahl der Steuer­
pflichtigen von den unteren zu den mittleren Größen­
klassen des Gesamtvermögens stattgefunden. Bei der 
Verteilung des Gesamtvermögens selbst ist eine ähn­
liche Tendenz abzulesen. Die Anteile in den Größen­
klassen bis 400 000 DM nehmen ab, in denen ab 
500 000 DM nehmen sie zu. Die einzige Ausnahme bil­
det hier die Klasse 5 Mill. DM bis 10 Mill. DM mit einer 
Abnahme des Anteils. 
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Eine weitere Betrachtung gilt den höchsten absoluten 
und relativen Veränderungen gegenüber 1983 in den 
einzelnen Größenklassen. Den größten absoluten Zu­
wachs hatte sowohl bei den Steuerpflichtigen wie auch 
beim Gesamtvermögen die Größenklasse von 500 000 
bis 1 Mill. DM mit 673 Steuerpflichtigen mehr und ei­
nem um 489 Mill. DM höheren Gesamtvermögen. Den 
zweitgrößten Zuwachs an Steuerpflichtigen hatten die 
Vermögen zwischen 300 000 und 400 000 DM, näm­
lich 410 Personen. Bei dem Gesamtvermögen sind 
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es die zwischen 1 Mi II. und 2,5 Mi II. DM mit einem für diese Erhebung noch verstärkt. Auch die Anteile am 
Plus von 419 Mill. DM. Den größten prozentualen Gesamtvermögen veränderten sich zugunsten der 
Zuwachs- allerdings von geringer Basis aus- gab Nichterwerbstätigen, und zwar um ebenfalls etwa drei 
es bei den großen Gesamtvermögen von mehr als Prozentpunkte. 
20 Mill. DM, und zwar mit 52,9% bei den Steuerpflich- • 
tigen und 35,0 % beim Vermögen. Nur die Klasse 
unter 100 000 DM hatte absolut (Steuerpflichtige: 
- 49; Gesamtvermögen: - 4 Mill. DM) und auch 
relativ (Steuerpflichtige: - 6,2 %; Gesamtvermögen: 
- 5,5 %) eine Abnahme zu verzeichnen. 

Veränderung der Steuerpflichtigen und des Gesamtvermögens 
1983 zu 1980 nach Vermögensgrößenklassen 
- unbeschrAnkt steuerpflichtige natürliche Personen -

Größenklasse Steuer- Gesamtvermögen 
des unabgerundeten pflichtlge 
Gesamtvermögens 
von ... bis unter ... DM Anzahl % Mlll. DM O..i) 

unter 100 000 49 - 6,2 - 4 - 5,5 
100 000 150 000 + 94 + 5,3 + 12 + 5,3 
150 000 200 000 + 121 + 5,0 + 23 + 5,5 
200 000 . 250 000 + 26 + 1,1 + 8 + 1,5 

250 000 . 300 000 + 216 + 11,0 + 60 + 11,2 
300 000 . 400 000 + 410 + 13,6 + 143 + 13,7 
400 000 . 500 000 + 358 + 17,5 + 159 + 17,4 
500 000 • 1 000 000 + 673 + 17,8 + 489 + 18,9 

1 Mill . • 2.5 Mill. + 255 + 16,4 + 419 + 18,6 
2,5 Mill . • 5 Mill . + 72 + 21 ,7 + 245 + 22,0 
5 Mill. • 10 Mill . + 15 + 12,4 + 104 + 12,5 

10 Mill. • 20 Mi II. + 6 + 15,8 + 102 + 20,5 
20 Mill. und mehr + 9 + 52,9 + 209 + 35,0 

Insgesamt +2 206 + 10,9 +1 971 + 17,0 

Beteiligung am Erwerbsleben und Haushaltsgröße 

Da das Vermögensteuergesetz grundsätzlich eine 
Haushaltsbesteuerung vorsieht oder, anders ausge­
drückt, ein Veranlagungsfall mehrere Personen umfas­
sen kann, ermöglichen die in den Vermögensteuer­
unterlagen enthaltenen Angaben eine Darstellung nach 
Haushaltsgrößenklassen. 

Die Vermögensteuerstatistik weist auch die Beteiligung 
am Erwerbsleben einer Veranlagungsgemeinschaft 
(HaushaltsgröBe) aus. D1e Ergebnisse in der Gliede­
rung nach der Erwerbsbeteiligung zeigen gegenüber 
1980 einige Veränderungen. Bei der Struktur der Steu­
erpflichtigen gab es eine Verschiebung von den Er­
werbstätigen zu den Nichterwerbstätigen, und zwar zu 
den Rentnern oder Pensionären. Dieser Trend war auch 
schon 1977 zu 1980 erkennbar gewesen, hat s1ch aber 

Während sich die einzelnen Berufsgruppen mit ihren 
Anteilen am Gesamtvermögen ungefähr in den glei­
chen Größenordnungen bewegten wie 1980, haben die 
Gewerbetreibenden eine Abnahme von 3,6 % (Steuer­
pflichtige: - 3,5 %), und die Rentner und Pensionäre 
eine entsprechende Zunahme um 3,5 % (Steuerpflich­
tige: + 3,7 %) zu verzeichnen. 

Steuerpflichtige und ihr Gesamtvermögen 
in sozialer Gliederung in % 
- unbeschrAnkt steuerpflichtige Personen, 

unabgerundetes Gesamtvermögen -

Steuerpflichtige Gesamtvermögen 

1980 1983 1980 1983 

Erwerbstätige 58,2 54,7 73,6 70,7 

Selbständige 50,4 46,6 66.6 62,0 
Land- und Forstwirte 4,4 4,6 5 ,5 5,2 
Gewerbetreibende 37,9 34,4 52,6 49,0 
freie Berufe 7,2 6,7 7,1 6,6 
sonst. SelbsUind1ge 0,8 0,9 1,3 1,2 

Nichtselbständige 7,8 8,1 7,0 6,7 
Arbeiter 0,4 0,4 0 ,2 0,5 
Angestellte 5,6 5,9 5 ,1 6,1 
Beamte 1,2 1.1 1,0 0,8 
sonst.Nichtseibständige 0,6 0,6 0,7 1,4 

Nichterwerbstätige 41 ,8 45,3 26,4 29,3 
Rentner, Pensionäre 36,6 40,3 21 ,9 25,4 
sonst.NichterwerbstAtlge 5,2 5,0 4,4 3 ,9 

Alle Steuerpflichtigen 100 100 100 100 

Mitentscheidend für die Anzahl der gewährten Freibe­
träge und damit für das Gesamtvermögen ist die Haus­
haltsgröBe. 48,0 % der Steuerpflichtigen waren 
Alleinstehende. Ihr Anteil ist gegenüber 1980 um 2,2 
Prozentpunkte gestiegen. Der Anteil der Ehegatten von 
52,0 % ist gegenüber 1980 entsprechend gefallen. 
Während bei allen anderen Haushaltsgrößen die Ver­
änderungen der Prozentanteile unter einem Prozent­
punkt lagen, ist bei den Alleinstehenden ohne Kind ein 
überdurchschnittlicher Zuwachs gegenüber 1980 von 
2,1 Prozentpunkte auf 45,6% zu verzeichnen. Das Ver­
hältnis der Steuerpflichtigen ohne Kind zu den Steu­
erpflichtigen mit Kindern hat sich im Vergleich zu 1980 
weiter in Richtung der Steuerpflichtigen ohne Kind ver­
schoben. Die Alleinstehenden hatten 1983 einen An­
teil von 33,4 % (1980: 29,9 %) am Gesamtvermögen, 
die Ehegatten entsprechend 66,6% (1980: 70,1 %). Die 
Steuerpflichtigen mit Kindern besaßen 30,3 % des Ge­
samtvermögens (1980: 35,1 %), die Steuerpflichtigen 
ohne Kind 69,7 % {1980: 64,9 %). 
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Ehegatten 
ohne 
Kind 

Alleinstehende 
ohne 
Kind 

Steuerpflichtige und ihr Gesamtvermögen 1983 
nach Familienstand und Zahl der Kinder 

- unbeschränkt steuerpflichtige naturliehe Personen -

0 5679 Srar LA S·H 

Gesamtvermögen 

,4 Mrd DM 

0
4M<dDM 

~.9MrdDM 

u 

~ ., 
Ehegatten Alleinstehende 

mit mit 
Ehegatten 

mit 
zwei Kindern 

Ehegatten 
mit 

einem Kind drei u. m. Kindern Kind(ern) 

Anteil an allen Gesamtvermögen 

1600000 DM Vermögen je Steuerpflichtigen-------------

1400~ --------------------------------------~~ 

1200000 ------------------------------------------------i~li~iiJ-----------
1 000~ ---------------------------

800000 

600000 ---

0 
Ehegatten 
ohne Kind 

Alleinstehende Ehegatten Ehegatten Ehegatten mit Allernstehende 
ohne Kind mit zwei Kindern mit einem Kind drei u.m.Kindern mit Kind(ern) 

-130 -
Still. MonaiSh S-H 4/1988 



GroBvermögen der unbeschränkt steuerpflichtigen natürlichen Personen 1983 nach kreisfreien Städten und Kreisen 

KREISFREIE STADT/Kreis Vermögensmillionäre Gesamtvermögen 

Anzahl Anteil Mill. DM Anteil 

an allen 
Steuer-

pflichtlgen 
ln % 

FLENSBURG 107 14,0 
KIEL 160 8,8 
LÜBECK 210 11 ,6 
NEUMÜNSTER 71 11 '1 

Dithmarschen 83 6,7 
Hzgt. Lauenburg 227 14,0 
Nordfriesland 134 9,1 
Ostholstein 163 8,6 

Pinneberg 302 11 ,7 
Plön 98 10,9 
Randsburg-Eckernförde 216 11,8 
Schleswig-Fiensburg 108 9,2 

Sageberg 163 12,4 
Steinburg 106 9,1 
Stormam 272 12,7 

Schleswlg-Holsteln 2 420 10,8 

Vermögensmillionäre 

1983 gab es in Schleswig-Holstein 2 420 Vermögens­
millionäre, 17,3 OJil mehr als 1980. Ihr Anteil an 
der Gesamtzahl der Steuerpflichtigen stieg von 10,2 % 
auf 10,8 %. 

Vom Gesamtvermögen aller Steuerpflichtigen entfiel 
auf die Millionäre ein Anteil von 47,0 %, drei Jahre zu­
vor waren es 45,6% gewesen. Von der Gesamtsteuer­
schuld wurden sogar 56,5 % durch die Großvermögen 
getragen, nur wenig mehr als 1980 (56,0 %). 

79,0 % der Millionäre gingen einer Erwerbstätigkeit 
nach. Selbständig waren davon 90,3 °Al. Die größte Be­
rufsgruppe der Erwerbstätigen waren mit 72,6 % die 
Gewerbetreibenden. Nichterwerbstätig waren nur 21 % 
der Steuerpflichtigen mit Großvermögen. Rentner und 
Pensionäre waren hiervon 80,9 %, die übrigen waren 
sonstige Nichterwerbstätige. Alleinstehend waren 
27,6 % der Millionäre, verheiratet 72,4 %, und 36,3 % 
hatten Kinder. 

Auf 10 000 Einwohner der Landesbevölkerung kamen 
1983 ungefähr 9 Millionäre (1980: 8, 19n: 7). Ist auch 

am Land an allen am Land 
in% Steuer- ln % 

pfllchtlgen 
in% 

4,4 236 49,7 3,7 
6,6 428 43,0 6,7 
8,7 799 59.0 12,5 
2,9 134 39,6 2,1 

3,4 195 33,6 3,0 
9,4 701 57,9 11,0 
5,5 272 36,6 4,3 
6,7 343 36,3 5,4 

12,5 788 47,0 12,4 
4,0 2n 48,9 4,3 
8,9 538 47,5 8,4 
4,5 261 41 ,0 4,1 

6,7 404 47,4 6,3 
4,4 283 42,8 4,4 

11 ,2 724 50,7 11 ,3 

100 6 383 47,0 100 

das Gesamtvermögen der Millionäre im Landesdurch­
schnitt mit 2,6 Mill. DM genauso groß wie 1980, so gibt 
es doch keinen Landkreis bzw. keine kreisfreie Stadt 
mehr, in denen deren Durchschnittsvermögen über 
4 Mill. DM liegt (1980: Kreis Sageberg 4,2 Mill. DM). 
Das höchste Durchschnittsvermögen dieser Gruppe 
gab es in der Stadt Lübeck mit 3,8 Mill. DM, das nie­
drigste in der Stadt Neumünster mit 1,9 Mill. DM. 

Die Vermögen der Unternehmen 
und Körperschaften 

Das steuerpflichtige Vermögen der Inlandischen Unter­
nehmen und Körperschaften ist identisch mit ihrem 
Gesamtvermögen, weil es hier keine Freibeträge gibt. 
Es hatte 1983 eine Größenordnung von 7,7 Mrd. DM, 
24,0% mehr als 1980. Ein Anteil von 39,3% entfiel auf 
die Gesellschaften mit beschränkter Haftung, 19,0% 
auf die Aktiengesellschaften, 14,3 OJil auf die Kreditan­
stalten des öffentlichen Rechts, 10,5 % auf sonstige 
Rechtsformen, 9,4 % auf Erwerbs- und Wirtschaftsge­
nossenschaften und nur 0,5 % auf Versicherungsver­
eine auf Gegenseitigkeit. Im durchschnittlichen 
steuerpflichtigen Vermögen lagen die Aktiengesell­
schaften mit 47,2 Mill . DM an erster Stelle, gefolgt von 
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UnbeschrAnkt steuerpflichtige nlchtnatOrllche Personen und Ihr 
Vermögen 1983 nach Vermögensgrößenklassen in~ 

Größenklasse des unabge- Steuer- Steuer-
rundeten Gesamtvermögens pflichtige pflichtlges 
von ... bis unter •.. DM Vermögen 

unter 50 000 39,1 0,9 
50 000 100 000 25,1 1,2 

100 000 250 000 15,4 1,6 
250 000 500 000 5,9 1,6 
500 000 . 1 000 000 4,6 2,5 

1 Mlll. 2,5 Mill. 4,0 4,7 
2,5 Mlll . 5 Mill . 2,4 6,2 
5 Mlll. . 10 Mill. 1,5 7,9 

10 Mill. . 50 Mi II. 1,6 27,5 
50 Mill. und mehr 0,5 45,8 

Insgesamt 100 100 

den Kreditanstalten des öffentlichen Rechts mit 
24,0 Mill. DM. Je Betrieb von juristischen Personen des 

Erlluterungen 

Die Quelle ist nur bei Zahlen vermerkt, die nicht aus dem 
Statistischen Landesamt stammen. 

Der Ausdruck .Kreise• steht vereinfachend fQr .Kreise und 
kreisfreie Städte•. 
Differenzen zwischen Gesamtzahl und Summe der Teilzahlen 
entstehen durch unabhängige Rundung; allen Rechnungen 
liegen die ungerundeten Zahlen zugrunde. 

Bel GrOBenklassen bedeutet zum Belspiel • 1·5": .1 bis unter 5". 

Zahlen in ( ) haben eingeschränkte AussagefAhlgkeit. 

p • vorlluflge Zahl 
r • berichtigte Zahl 
s • geschätzte Zahl 
D • Durchschnitt 

öffentlichen Rechts waren es 9,8 Mill. DM, je sonstige 
nichtnatürliche Personen 5,6 Mill. DM, je Versicherungs­
verein 4,7 Mill. DM, je Erwerbs- und Wirtschaftsgenos­
senschaft 2,8 Mill. DM und je GmbH 0,6 Mill. DM. 

Über 90% der unbeschränkt Steuerpflichtigen nicht­
natürlichen Personen hatten ein Vermögen von unter 
einer Mill. DM, sie vereinigten aber nur 8 % aller 
steuerpflichtigen Vermögen auf sich. 1980 waren es 
88,4% mit einem Anteil von 7,6% gewesen. Umge­
kehrt besaßen gut 10 % der Unternehmen und Körper­
schaften über 90% aller steuerpflichtigen Vermögen. 
Das steuerpflichtige Vermögen nimmt also von der 
kleinsten bis zur größten Größenklasse umgekehrt pro­
portional zur Anzahl der Steuerpflichtigen zu. 

Jürgen Hinrichsen-Kroymann 

Zeichen anstelle von Zahlen in Tabellen bedeuten: 
0 • weniger als die HAllte von 1 ln der letzten besetzten 

Stelle, jedoch mehr als nichts 
- • nichts vorhanden 
· • Zahlenwert unbekannt Oder geheimzuhalten 
I • Zahlenwert nicht sicher genug 
X • Tabellenfach gesperrt, weil Aussage nicht smnvoll 
· · · • Angabe fällt später an 
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STATISTISCHE MONATSHEFTE SCHLESWIG-HOLSTE IN 
40. Jahrgang Heft 6 Juni 1988 

SCHLESVIG - HOLSTEIH IM ZAHLENSPIEGEL 

IIONATS- UND VIERTELJAHRESZAHLEN 

BEYOLKlRUNG UND ERWERBSTXTIGKEIT 

•BEVDLKERUI•G AH I10AA TSEtlC( 

NATORUCHE 8EVOLKERUNGSBEW<GUNG 

I 000 

*Ehcschl feßungen l.nzahl 
je 1 000 Einw. und I Jahr 

Anzahl 
je 1 000 EI nw. lind I Jahr 

* Lebendgeborene . 
•Gestorbene (ohne Totgeborene) 
• 

Anzahl 
je I 000 Etnw. und I .Jahr 

darunter 1 ersten Lebensjahr Anzahl 
je I 000 Lebendgeborene 

•Qberschuß der Geborenem (•) ode• Gestorbenen (-) Anzahl 
je I 000 Elnw. und 1 Jahr 

WAN,ER...:IGEN 
"Ober die Landesgrenze Zugezogene 
*)b~r dl LM~esgrenzo Fortgezogene 

•Wanderungsgewfnn (+) oder -vertust (-) 
*Innerhalb des Landes Umgezogene I) 

Wanderungsfälle 

ARBE ITSLAG( 
•Arbe! ts lose (Hon~tsende) 

darunter *11aMer 
Kurzarbeiter (Monats• I tte) 

darunter Manner 

Offene Stellen (Honatsende) 

LANDWIRTSCHAFT 

VIEHBESTAND 

•Rindvieh (elnschließlfc.h Kälber) 
darunter ·~111cbkuhe 

(ohne Ar.men· Jnd Hutterklihe) 

• Schoteine 
darunter •zuchtsauen 

darunter •trachtfg 

SCHlACHTU'IG[ N2) 

*Rinder (ohne KaI ber) 
*Kiilber 
*Schwolne 

darunter *Haussch I .chtungen 

•SCHLACHTHENGEN3) AUS GEWERBLICHEN SCHLACHTUNGEN2) 
(ohne GeflUgel) 

dorunter •Rinder (ohne Kalber) 
•Kälber 
•Schweine 

0\JRCHSCIIN ITILI CHES SCHLACHTGrW ICHT f ur2) 

Rinder (ohne Kalber) 
Kalber 
Schoteine 

GEFLOGEL 
Eingelegte Bruteler4) •tur Legehennenküken 

f~r ll.l<thuhnerküken 

*Gefl Ugelfl elsch~l 

Anza~l 
Anza~l 

Anzahl 
Anzahl 

Anzahl 

I 000 
l 000 
I 000 
I 000 

1 000 

I 000 

I 000 

I 000 
I 000 
1 000 

I 000 St. 
I 000 St. 
I 000 St. 
I 000 St. 

1 000 l 

I 000 t 
1 000 t 
I 000 t 

k9 
kg 
kg 

I 000 
I 000 

000 kg 

•H ILCIIERZEUG'J~G 000 t 
darunter •an Molkereien und Handler geliefert S 

"Hllthlelstung je Kuh und T•g kg 

1986 1987 

llonats­
durchschnltt 

2 613 

I 303 
6,0 

2 058 
9,5 

2S82 
11 ,9 

16 
7,8 

S24 
2,4 

s 19~ 
4 795 

400 
9 548 

19 S38 

114 
65 

10,6 
9,4 

4,3 

540b 

sub 
I 71Bb 

191b 
129b 

48 
1 

227 
3 

32,6 

14,0 
0,1 

18,4 

292 
117 

BZ 

122 
1 

120 

218 

95 

13,8 

...• 

1 372 
• 

2 163 
a 

2 574 
l 

16 
7,4 

411 
••• a -

111 
64 

10,1 
e,e 
5,4 

1 497b 

48Qb 

1 632b 
169b 
116b 

47 
I 

213 
3 

31,3 

13,6 
0,1 

17,4 

294 
119 
83 

101 
1 

126 

199 

95 

13,2 

2 613 

624 
3,1 

1 9>8 
9,8 

2 481 
12,4 

14 
7 .z 
$23 
2,6 

4 ISO 
3 401 

749 
8 412 

IS 963 

130 
79 

19,2 
17,7 

5,3 

41 
I 

205 
3 

28,3 

11.6 
0,1 

16.5 

291 
108 
e2 

183 

94 

13,2 

1987 

Harz 

2 612 

941 
4 ,2 

2 208 
9,9 

2 BIS 
12,7 

II 
5, 0 

607 
2,7 

6 863 
6 721 

142 
12 770 

26 354 

125 
76 

18,9 
17,4 

6,2 

49 
1 

222 
3 

32,2 

14 ,I 
0,1 

17,9 

290 
113 

BZ 

215 

92 

14,0 

April 

2 612 

I 310 
6,1 

2 114 
9,8 

2 584 
12 ,0 

22 
10,4 

470 
2, 2 

5 040 
4 582 

• 458 
8 576 

18 198 

110 
65 

12,5 
11,4 

6,1 

720 
185 
122 

37 
1 

202 
2 

27 ,I 

10,3 
0,1 

16,5 

283 
110 
ez 

Jan. 

...• 

503 ...• 
2 087 

••• a 

2489 . .. • 
20 

9,6 

402 ...• 

126 
74 

14,5 
13,4 

4,9 

39 
0 

212 
3 

29 

11,3 
0 

17 .s 

294 
120 
84 

239 188 

~7 94 

16,0 p 12 ,6 

1988 

Febr. 

• • .a 

713 
••• a 

2 215 ...• 
2509 ...• 

13 
5,9 

294 ...• 

125 
74 

17 ,I 
15,7 

5,9 

35 
I 

213 
2 

27,9 

10 , 2 
0,1 

17 .s 

297 
127 
83 

173 

94 

12,4 

H.rz 

118 
70 

16.2 
15 ,I 

6,7 

40 
1 

2ll 
I 

29,6 

11,7 
0,1 

17,6 

296 
128 
84 

204 

91 

13,7 

April 

109 
63 

12.3 
11,4 

6,6 

1 647 
167 
111 

36 
I 

198 
I 

27,7 

10.7 
0,1 

16,7 

300 
126 
84 

213 

96 

14.7 

•) Olese Positionen werden von allen Statistischen Landesamtern Im "Zahlensplegel" veröffent11cht 
I) ohne innerhalb der Celllelnde l.lngezogene 2) Bis Dezember 1984 lnlandttere, ab Januar 1985 ln- und Auslandt1ere 3) etnschl fe611ch Schlacht fette, 
jedoch ohne Innerelen 4) tn Setrieben mit elnC!!ll Fassungsvennögen von 1 000 und mehr Eiern 5) aus Schlachtungen lnlandhchen GefiUgels tn 
Sch 1 achterel en 
a) Oie Verllffentllchung der Bevolkerungszahlen sowle der Zahlen, die auf die 8evo1kerung Bezug nehmen, wird ab Juni 1987 bis zum Vorlfegen der neuen 
Ausgangsbasis (Volkszahlungsergebnls v0111 25. Hat 1987) ausgesetzt 
b) Dezember 



HOCH: MONATS- UND VIERTELJAARESZAHLEN 

PRODUZ 1ERENOES GEWERBE 

•Bescnaftfgte (efnschlfeßlfch tdtlger Inhaber) 1 000 
darunter •Arbeiter und gewerblich Auszubildende 1 000 

*Geleistete Arbeiterstunden 

*Lohnsu"'"e 

Auftrogseingang ausgewah lter Wirtschaftszwei qe 
aus dem 1nlond 
alJS dP.m Aus 1 and 

*Umsatz (ohne lJI!Isllzsteyer) 
Inlandsumsatz 

•Aus! andsumsatz 

*Kohl everbrauch2) 

*Gasverbrauch3) 
•Stadt- und Kokeretgas 
*Erd- und Erdeilgas 

*Heizo 1 verbroucn4) 
*leichtes Heizol 
•schweres Heizöl 

•st romverbrauch 5) 

*Stromerleugung ( tndus trf elJ e Ei generzeugung) 

*l11d~x der ttettoproduktfon fUr Betriebe 
1m produz1erendcn Gewerbe 6) 

BAUI!AUPTGEioiERBE 7) 

•Beschaftlgte (einschl leBlieh tätiger Inhaber) 

•Ge 1 ef stete Arbeitsstunden 
darunter tür 
'II~Mungsbauten 
•gewerbliche und Industrielle Bauten 
•Verkehrs- und offent 1 i ehe Bauten 

*Lohnsulll!!e 

'"Gehal tssume 

*Baugew~rbl I eher Unsatz (ohne l.l!lsatzsteuer) 

Auftrag>el ngong8) 

ÄUSSAUGEWERBE9) 

Bescha ftf gte 

GeIeis tete Arbeitsstunden 

Lohn- und Geha 1 tssu111!le 

Ausbaugewerb I fcher Umsatz (ohne Umsatzsteuer) 

OFFtNTLICHE ENERG!EVfRSORGUNGlO) 

*Stromerzeugung (brutto) 

·~tr0111Vcrbrauch (etnschl feß11ch Verluste, 
ohn~ Pumpstronverbrauch) 

•Gaserzeugun9 (brutto) 

HAttOllfRk 

HANOWERJ:. (Meßzah I en) 11) 

1 000 

Mlll. OM 

r~i 11. DM 

Mfll. DM 
Mill. IJiol 
Mill. DM 

Mtll. DM 
M111. llM 
Mtll. DM 

1 000 t SKE 

Hill. m• 
Mtll. m' 
Hili. m1 

I 000 t 
I 000 t 
I 000 t 

Htll. kWh 

Mfll. kWh 

1980 :a 100 

Anzah I 

I 000 

1 000 
1 000 
I 000 

Hili. IJiol 

Mfll. OH 

Hf 11. Oll 

Hili. DM 

Anzahl 

1 000 

Mlll. DH 

Mill. DM 

Mill. kWh 

Mfll. kWh 

Hili. m• 

•Beschaftfgte (einschlleßlfch tatiger Inhaber) 
am Ende des Vierteljahres 30.9.1976 :a 100 

*Umsatz (ohne Umsatzsteuer) Vj .-0 1976 ;; 100 

1986 1987 

Monat~­
d•Jrchschn t tt 

167 
114 

15 705 

328,7 

229,1 

1 698 
1 123 

575 

3 054 
2 399 

656 

15 

34,8 

51 
10 
42 

242 

26 

104,5 

38 895 

4 271 

1 S87 
941 

I 629 

87 ,I 

11 ,a 

370,0 

210,9 

7 068 

842 

17,9 

52,6 

1 875 

909 

91,6 

136,8 

164 
ll2 

15 228 

331,1 

239,1 

1 763 
I 177 

~86 

2 995 
z 321 

675 

14 

39,0 

76 
8 

68 

255 

29 

39 653 

4 128 

1 478 
991 

I 566 

87,1 

18,2 

343,9 

204,4 

7 074 

840 

18,7 

53,4 

98,2 

142,0 

Febr. 

163 
lll 

14 943 

281,0 

215,4 

1 548 
1 053 

496 

2 676 
2 098 

578 

245 

23 

105,7 

34 672 

1 851 

780 
527 
506 

39,4 

15,4 

126,7 

ll0,4 

811 

750 

15,8 

35,0 

2 621 

987 

1987 

Man 

163 
110 

15 781 

296,9 

222,3 

1 828 
1 194 

634 

r 2 987 
2 266 

722 

2~0 

24 

106,8 

36 737 

2 352 

908 
672 
734 

45,0 

16,3 

158,6 

234,8 

6 753 

816 

16,5 

42,5 

2 785 

039 

1. Vj.87 

93,4 

103,9 

April 

163 
U1 

15 479 

326,6 

227.7 

I 655 
1 109 

546 

2 979 
2 360 

620 

263 

24 

115,7 

39 716 

4 622 

1 570 
1 129 
1 857 

89,4 

17,0 

257,3 

251,3 

6 786 

819 

17,1 

41,4 

2 632 

891 

Jan. 

163 
110 

14 873 

307,0 

228,6 

1 850 
I 266 

584 

2 652 
2 078 

574 

259 

33 

37 144 

2 875 

179 
717 
863 

64,5 

16,4 

194,0 

131,9 

6 954 

768 

16 ,8 

31,5 

Febr. 

162 
110 

15 373 

298,3 

225,4 

2 ISS 
1 182 

976 

3 071 
2 107 

964 

263 

31 

36 313 

2 730 

1 063 
765 
868 

57,7 

16,0 

206,9 

179,3 

6 883 

798 

17,3 

44,5 

1988 

Harz 

163 
110 

16 493 

317,3 

234,9 

1 940 
1 313 

627 

3 187 
2 488 

699 

281 

33 

36 292 

3 445 

1 321 
830 

1 240 

66,3 

16,4 

261,0 

2S8,0 

6 895 

867 

18,5 

54,9 

1.Vj.88 

95,5 

120,6 

April 

163 
110 

15 183 

334,3 

241,4 

1 842 
1 102 

739 

3 073 
2 258 

815 

255 

29 

*) Diese Pos I t 1 ooen werden .,n •11 en Statt s t ischen Landeso1111tern im 'Z•h 1 ensp1ege 1" veröffentlicht 
I) Betriebe mit im allgerleinen 20 uncl mehr Beschäftigten. Zur Methode stene Statistischen Ber1cht E l t 2) 1 t Steinkohle :a I t SKE • Steinkohle-
Einheft (29 308 MJ) 3} I 000 m• Gas (Ho:;; 35,169 MJ/m•) :a 1,2 t SKE 4) 1 t Heizöl, leicht ;; 1,46 t SKE, schwer; 1,40 t sr.E 5) 1 000 kWh Strom 
• 0,123 t SKE 6) ohne Ausbaugewerbe, Gas-, Fernwame- und Wasserversorgung 7) Zur Methode stehe Statistischen Bericht E II I 8) llur Betriebe von 
Unternehmen '"'t 20 und mehr lleschaftlgten 9) Zur flethode sfPhe Statistischen Bedcht E lll 1 10) Quelle: Der Wirtschaftsmintster des Landes 
Schleswlg·llolsteln Ii) ohne handwerkliche Nebenbetriebe 



HOCH: IIONATS- UND VIERTELJAHRESZAHLEN 

1986 1987 1987 1988 

Honats- febr . Harz April Jan. f~br. Harz April 
durchsc~n I tt 

BAUTKTIGKEIT 

8AUGE!IEIIIII GUNGE~ 

*öohngebaude (Errichtung neuer Gebäude) Anzahl 4&& 428 289 425 431 286 3~9 HO ~36 

darunter ml t 
*I Wohnung Anzahl 425 388 267 376 403 262 324 396 469 
• 2 Wahnungen Anzahl 47 26 16 30 22 10 24 26 47 

•R•umlnhal t I 000 m• 345 306 189 325 293 220 243 313 396 
•wollnf lache I 000 m• 62 54 36 57 51 38 42 56 68 

•fit chtwohngebliude (Errichtung neuer Gebaude) Anzahl 97 ID8 61 16 123 79 75 96 IOD 

*Raul!llnhalt 1 000 .,. 400 414 175 217 647 494 245 327 454 
*llutzfl ache 1 000 1!11 64 73 32 42 113 74 43 61 72 

•.ohnungen lnsgesal!lt (alle Bau:~aßnah~rnm l Anzahl 727 609 390 695 531 506 452 600 788 

HANDEL U~D GASTGfWERSE 

AUSF~161 

•Ausfuhr tnsgesalllt 11111. 01'1 797 ,9 846,4 965,4 868.8 813 . 3 

davon Guter der 
•rrnlihrungs~<l rtschaft Htll. OH 130,7 128,5 154 , 7 150,0 171,4 

•ge.terbllchen Wirtschaft Hill. [IM 667 , 2 117,9 810,7 118,8 641 ,9 
davon 
·~ohstoffe Hili. 0!4 14,8 14,1 12,0 16,8 15 ,0 
•Halb•aren lli 11. [»> 47,5 47,5 39,5 46 , 7 46 , 1 

• Fertigwaren H1ll. Of1 604,9 6S5,7 759 , 1 655,3 580,9 
davon 
•vorerl~ugnl sse 11111. Oll 87,3 9~. 7 92,9 99,2 96,4 
*Enderzeugnlsse Hili. Oll 511,6 560,9 666,2 556,1 484,5 

nach •usgew~h 1 ten Verbrauchs I lindern 

*EG·L~Ilder 11111. 011 398 ,0 404,9 373,6 419,6 437,3 
darunter Niederlande 11111 . t~ 78,5 75,9 69,2 82,8 83,6 

Dlnfl!l<lrk 11111. (;II 73,1 73,4 72,6 74 .9 18 ,8 
Frankreich 11111. Oll 72,0 73 , 1 68,1 71 ,9 75 , 8 
Vereinigtes Köntgrefch Hili. OH 66,0 66 ,9 64 ,s 61,5 69 ,3 

•EI~lELHAHOELSOOKTZE (Meßzahl) 1986 • 100 100 p 105,5 p 86,4 p 99,6 p 108,8 p 90,4 p 93.1 p 111,3 

•GASTGt\I"'<.RBflll IlTZE (tlcllzahl) 1986 • 100 100 p 103,1 p 63,5 p 75,6 p 98 , 7 p 71,5 p 71,0 p 84 ,6 

rREHll[~VERKEHR IH ßEHERBERGUNGSSTATTER 
HIT 9 UIID Hi:HR GÄSTEBETTEN (e!nschl. Jugendherbergen) 

*At>ktinftc 1 000 258 251 101 140 255 p 90 p 111 
darunter •von Auslandsgasten I 000 32 32 14 19 31 p 11 p 14 

"Ubernachtungen I 000 ~23 I 428 364 544 I Zll p 361 p 415 
d"unter • von Aus Iandsgeisten 1 000 58 59 28 41 60 p 21 p 33 

VERkEHR 

SEESCHIFFAHRT 1 l 

Glitereaopfan9 1 000 t I 323 I 249 368 234 
Guterversand I 000 t 743 809 884 942 

81NNE~5CHIFFAHRT 

*Guterempr ang I 000 t 135 113 79 112 114 113 116 146 106 
•Cuterversand I 000 t 159 155 132 142 !57 141 141 153 128 

•Zlll.ASS~GEH FA8RIJOO:UER KRAFTFAHRZEUGE At>zahl 10 184 10 479 8 370 12 956 14 160 6 180 8 791 

darunter lrlftrader 
(einschlleßlfch Motorroller) Anzahl 216 235 117 604 849 33 102 

•Personenkraftwagen 2) Anzahl 9 316 g 535 1 670 11 524 12 347 5 629 8 092 
*Lastkraftwage" 

(einscr.l teßl1ch 111l Spezlala•fbau) Ar>zah1 38l 410 341 451 S33 331 373 

STRASSE ~VER KEHRSUHr XI.U: 

*Unfalle 111lt Personenschaden Anza~l I 396 I 317 940 978 I 218 I 224 I 302 p I 221 I 134 
•Getotete Pe~onen Anzahl 31 28 27 31 32 42 24 p 30 p 26 
•ver1 etzte Personen Anza~l I 7g9 I 699 I 200 248 I 547 I 616 I 636 p 1 597 p I 468 

*)Diese Positionen werden von allen Statistischen Landesamtern Im 'Zahlensp1egel" veröffentlicht 
1! ohne Eigengewichte der als Verkehrsauttel im rtihrverkehr tr~nsportlerten Eisenbahn- und Straßenfahrzeuge 
2 elnschl leßltch Kombinationskraftwagen 



IIOCH: MONATS- UND VIERTLLJAHRESZAHLEN 

1986 1987 1987 1988 

Monats-
darchschn1tt I) Febr. H•rz April Jan. febr. Härz April 

GELD UND ki!ED IT 

KREDITE lRIIl EI'ILA~ N?: 

*Kredfte3) an Mchtbanken Insgesamt 
(Stand .". Jahres- bzw. :lllnatsende) Mtll. llll 73 724 16 119 73 632 74 008 74 278 75 945 16 405 76 240 

darunter 
•Kredite 3) an lnllindl"he Nichtbanken ltlll. llM 12 255 74 711 72 135 1Z 456 72 795 74 485 74 913 74 799 

••urzfrlst tg~ Kredite (bis zu I Jahr) Htll. Oll 9 721 8 868 9 278 9 443 9 251 8 827 9 119 9 126 
•an Unternehmen und Privatpersonen Hili. C.'t 9 384 8 685 9 087 9 283 9 012 8 627 8 569 8 968 
••n <Sffent liehe Hausha 1 te Hfll. llll 337 183 191 161 239 199 550 158 

"llllttelfrhtfge Kredite (I bls 4 Ja~re) 11111. :1 5 384 4 376 4 164 4 665 777 4 307 4 318 4 275 
•an Unternch n und Prt vatpersonen 11111. Oll 4 077 3 693 3 966 3 910 043 3 624 3 629 3584 
•an öffentliche Haushalte Hili. ().~ I 308 684 798 754 735 683 690 692 

•lengfrfst1ge Kredfle (llll!hr ols 4 Jahre) Hili. Dll 57 149 61 466 58093 58 347 58 766 61 352 61 476 61 398 
•an Unterneh:!en und Privatpersooen Hili. Oll 43173 45 288 43 358 43 468 43 673 45 343 45 365 45 386 
•an öffentliche Haushalte H!11. Oll 13 977 16 178 14 73S 14 879 IS 093 16 008 16 111 16 012 

'Einlagen und aufg n e Kredlte3l von Hjchtbanken 
(Stand am Jahres- bZW. !lvnatsende) Hili. Oll 50 691 54 562 51 406 SI ?28 SI 348 54 687 54 888 54 390 

•Sichtefnlag n und Tennlngelder 11111. Oll 31 571 34 412 32 120 31 901 32 021 34 515 34 632 34 163 
•von nternehlllen und Prhatper~onen Hili. Oll 24 780 27 033 24 958 24 BS1 24 903 27 272 27 971 27 023 
•von öffentlichen Haushalten Hili. 011 6 791 1 379 7 163 7 050 7 118 7 242 7 272 1 140 

•Spareinlagen Hili. Oll 19 120 20 ISO 19 ?86 19 328 19 327 20 173 20 256 20 ?27 
•bef Sparkassen (Sparelnl agen, Sparbriefe, 

Nar:oenssc hu 1 dversc href bungen) 11111. DM 13 759 

•Gutschriften auf Sparhnten (efnschl leßl1th 
Zinsgutschriften I, ab 1.1. 87 vferteljahrl Ich Hill. 011 1 088 1 023 3 569 3 639 

•Lutschrl ften auf Sparkonten ,eb I. I. 87 viertelj. Hili. Oll 975 990 3 367 3 560 

ZAHLUNGSSCHWIER IGI.E I TEN 

•Konkurse (eröffnete und mangels Masse abgelehnte) Anu~l 73 63 49 60 106 so 68 58 59 

•vergl efchsverf ahren Anzahl 

·~echselproteste (ohne dfe bel der Post) Anza~l 281 227 272 242 196 163 145 185 
•wechselsul!llle Mtll. Oll 1,9 1,7 2,3 2,3 1,4 0,9 0,7 1,0 

STEUIRII 

STEUIRA HOifl~N NACH DER STEUERART 
Vferteljahrts-
durchschnitt 

1. Vj.87 I.Yj.88 

*Gemef nschaftssteuem Kfll. DM 2 564,8 2 711,6 2 640,1 2 773,3 
*Steuern '1'011 Efnk en 11111.011 1 827,3 1 900,2 1 718,3 I 798,4 

•Lohnsuuer 4) Hilf.~ 1 323,8 I 4ZZ,l I 257,4 I 331,1 
•Veranlagte E1 nkOIII!Ietlsteuer Hili. Oll 249,6 257,3 22S,O 252,7 
•nfchtveranlagte Steuem v0111 Ertrag Kill. 011 29,8 36,7 34,4 43,2 
•Körperschaftsteuer 4) Hili . DM 224,2 184,1 201,6 111,3 

•Steuern •0111 Unsatz H111. 011 737,4 811,4 922,4 975,0 
•Umutzsteuer Mill. DH 438,7 498,0 635,9 643,8 
•EI nfuhrums•tz,teu~r 11111. DM 298,8 313,4 286,5 331,2 

•Bundessteuern Hili. 011 134 ,I 132,5 143,2 145,1 
•Zolle H11l. OH 0,0 0,0 0,0 0,0 
•Verbrauchs teuern (ohne Biersteuer) Hili. DH 120,0 117,8 114,6 113,5 

•Landenteuern Hili. 0.~ 187,3 180,6 183,1 187,2 
•Vennögensteuer Mlll. llll 25,8 30,1 26,S 34,2 
•Kreft fahrzeugsteuer Mfll. DM 90,5 83,7 87,5 79,9 
"8 I ersteuer Hfll. Oll 7 ,I 6,7 5,5 5, 7 

•uemcl ndesteuern Hlll. DM 278,3 276,7 256,1 274,5 
•Gr ndsteuer A Hfll. DH 7,6 7,7 7,7 7,7 
*urundstPUer 8 Hfll. Oll 67,5 68,9 66,9 70,9 
*Ge-werbesteuer 

nach Ertrag und Kapital (brutto) Hfll, Oll 193,5 190,7 171,8 188,6 

STEUERVERTEIL HG AUf DIE GEB IETSKORPfRSCIIAFTEN 

•Steuere! nnatmen des Bundes Hili. Oll I 330,4 I 401,2 I 38-4,9 1 444,9 
•Anteil an den Steuern v0111 EfnkCBllen Hili. Oll 700,1 726,1 644,0 666,4 
•Anteil an den Steu rn v0111 !Jr.lsatz Hili. ().~ H9,3 527 •• 599,5 633,7 
*Anteil •n der Gewarbesteueruahge Hfll. OH 16,9 15,3 1,8 0,4 

•Steuerelnnah:nen des Landes 11111. DM I 518,6 I 549,2 520,6 1 591,8 
•Anteil an dan Steuern vocn [inkonr.>en Hili. OH 865,8 895,4 825,0 864,9 
*Anteil an den Steuern v0111 Umsatz 11111. Oll 448,S 458,0 514,4 SolO,! 
*Antef 1 an der Gewerbesteuerumloge Hfll. DH 16,9 15,3 1,8 0,4 

•steucrofnnahmen der Gel>efnden 
und Gemeindeverbande Hili. 011 510,3 519,2 2S2,0 275,9 

•Gewerbesteuer 
nach Ertreg und ~apftal (netto)SI 11111. Oll 159.7 160,2 175,5 189,4 

*Anteil an d r lohn- und 
veranhgten EfnkOC!Imensteuer 11111. DM 265,9 273,1 7,7 o,s 

Fußnoten .Wchste Seite 



NOCH: MONATS- UNO VIERTELJAHRESZAHLEN 

1986 1987 1987 1988 

Honau-
Febr. H.-z April Jan . Febr. Harz April durchsehnt t t 

PREISE 

PRE ISINOEXZ IFFERh IH BUNOESG!:B lET 1980 < 100 

Einfuhrpreise 101,0 94,4 93,7 93 ,9 94,2 93,$ 93 ,8 93,6 

Ausfuhrpreise 116,8 115. ~ 115 , 0 115 , 1 115,2 116,3 116,4 116,8 

Grundstoffprcl se6) 104,7 99 , 1 98 , 6 98 , 7 98, 8 100,1 100 ,0 

Erzeugerpreise 
gewerblicher Produkte6l 118 ,2 115,6 115,5 115,4 115,1 116,0 116,0 
landwirtschaftlicher Produkte6l 97,2 93,9 94 ,l 95,7 95,3 94,6 p 94 , 2 p 94 , 2 

•Preisindex für Wohngebäude, Neubau, 
Bauleistungen am Gebilude 116 .z 118,6 117,4 119 , 7 

Einkaufspreise landwirtschaftlicher Betriebsmittel 
(Ausgabenlndex) 6) 108,4 103,9 104 , 6 104,6 104 , 8 103,1 p 103,8 p 103,8 

Einzelhandelsprehe 117,3 117 , 8 117 , 7 117,7 117,9 118,0 118,3 118,2 118,6 

•Preisindex fur die lebenshal tung 
aller prlv&ten Hlushllte 120 , 7 121 ,0 120 , 1 120 , 7 121 , 0 121,5 121,8 121 , 9 122,2 

darunter fUr 
• nahrungsmfttel , Getränte, Tabakwaren 117,6 117 .o 117 , 6 117,4 117,9 116.6 111 , I 116.9 117,4 
Bell el dung , Schuhe 120 , 6 1Z2 , 2 121,7 121 ,9 122 ,0 123 ,0 1?3 , 2 12J . 3 123,5 

W=hnungsml eten 126,4 128 , 7 127 ,9 128, 1 128,3 130,0 130 .~ 130, 7 130 ,9 
Energie (ohne Kraftstoffe) 116,4 106,1 106 , 7 106,0 105,1 103,9 103 , 2 102, 4 103,4 
tlöbel, llauihaltsgerlite u. a. Güter 

fur dio HlashaltsfUhrung 119,1 120 , 5 120 ,0 120,1 120,3 121,1 121,4 121,6 121,7 

LOHNE U~D GEHJU. TER 

- tffekt fvverdfenste in 011 -

All SE I TER IN INDUSTRIE UI·O HOCH- ~NO TIEFBAU 

Brutt"..ocl!enverd f enste 

•oännllchc> Arbeiter 715 735 7Zo 739 
darunter •Facharbeiter 746 768 759 774 

•welbl lchc Arbeiter 496 515 511 523 
darunter *II I I fsarbel ter 470 488 490 496 

Bruttostundt~nverdltnih 

• mnnl lchco Arbeiter 17,53 18 ,07 11 ,93 18, 38 
darunter •Facharbeiter 18,38 18,95 18,80 19,25 

•weibliche Arbelur 12,60 13,13 13,00 13 , 32 
darunter •Hil fsarbefter 12,00 12.49 12,41 12,65 

Bezahlte WochenarbeItszelt 

~~annl fche Arbeiter (Stundenl 40,1 40 , 5 40, 5 40,2 
weibliche Arbeiter (Stunden 39 , 4 39 . 2 39 . 3 39.2 

ANG!:STElLTE. BRüTTOKON~ TSvtROlEHSTE 

in Industrie und Hoch- und Tiefbau 

Kiufrnl!nnuche Angestellte 

•mannt ich 4 Z73 4 456 4 416 4 546 
•weiblich 2 925 3 051 3 021 3 119 

Technische Allgestellte 

•männlich 4 370 4 543 4 490 4 597 . lbl Ich 2 839 2 9~ 2 933 3 020 

ln Handel, lredlt und Yer51cherungen 

l(aufllllinnfsche Angcstell te 

•männlich 3 425 3 554 3 531 3 609 
•weiblich 2 347 2 433 2400 2 486 

Technische Angestellte 

1114nn11ch 3 436 3 462 3 432 3 651 
weiblich 2 192 2 219 2 167 (2 S2Z) 

ln lnduitrlr bnd !lande! ZUSalllllen 

KnfmiiMische Angestellte 

milnnl i eh 3 639 3 845 3 815 3 911 
weiblich 2 509 2 606 2 574 2 664 

Technische Angestellte 

llk'innlfch 4 304 4 466 4 416 4 535 
"e•bl Ich 2 789 2 898 2 869 3 Oll 

• ) Diese Positionen werden von •11en Statistischen Landes~mtern 111 'Zahlensplegel" veröffentlicht 
I) Bestandsuhlen bei Kredite und Einlagen: Stand 31. 12. 2) Die Anyaben Ulllf&ssen die in Schleswfg· Holstein gelegenen Niederlassungen der 1ur 
1110nat llchi!n Oll anntat Ist I k berichtenden Kredl t1 nst1tute: ohne Landeszentralbank . ohne die Kreditgeno~~enschaften (Ralf f el sen), deren BI lanzsu11111e 
"'' 31. 12. 1972 weniger als 10 Hfll. DK betrug, sowie ohne die Postscheck- und Postsparkassenamter. Ab 1. 1. 1986 einschließlich Ralffelsenbanken 
3) elnschlfeßlfch durchlaufender Kredite 4) nach Beruckslchtlgung der Einnahmen und Ausgaben aus der lerlegung 5) nach Abzug der Gewerbesteuer· 
U!!!hge 6) ohne Umsatz-(Hehrwert- )steuer 



JAHRESZAHLEN 8 

Erscheint Im 1110nat1 ic~en Wechsel mit A 

Ja~r 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

Jahr 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

Jahr 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

Jahr 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

zum Bau 
genehmigt! 

Woh­
nungen I) 
ln I ooo 

17 

12 

9 

8 

Ins­
gesamt 

I 198 

I 229 

I 249 

I 291 

I 327 

llohnongswesl!n 

fertiggestellte 
Wohnungen 1) 

fns­
gesar:o· 

fn 1 000 

14 

16 

10 

im 
sozialen 
Wohnun9s­

bau 2) 
fn '1 

12 

13 

21 

32 

29 

Kfz-Bestand am 1. 1. 

~raft­
rader 

P<w4l 

ln I 000 

34 
31 

38 

40 

41 

I 022 

1 049 

1 067 

107 

1 140 

Steuereinnahmen 
nac~ der Steuervertell ung 

des 
Bundes 

4 811 

4 846 

4 990 

5 322 

5 605 

de• 
Landes 

5 I 74 

5 391 

5 755 

6 074 

6 197 

der 
Gemeinden 

I 821 
1 895 

1 950 

2 041 

2 077 

Bestand 
an 

II ~nungen 
in 

I 000 

153 

170 

181 

190 

197 

LkwS) 

54 

54 
54 

53 

53 

Steuern 
VOIIl 

Umsatz 

2 720 

2 666 

2 640 

2 950 

3 245 

ins­
gesamt 

8 146 

10 081 

10 033 

9 574 

10 156 

in 
EG-Lander 

ln 
Landtr 
der 
EFTA 

Mill. OH 

3 541 

4 158 

4 639 

4 776 

4 858 

118 

I 176 

1 313 

I 434 

I 521 

Straßenverkehrsvota 11 e 
mft Personenschaden 

Unfalle 

18 394 

11 659 

16 270 

16 751 

15 808 

Steuernll 

Getöt@te Verletzte 

~19 

442 

317 
371 

337 

23 592 
22 515 

20 114 

21 591 

20 383 

Steuern v0111 Elnko!!llM!n 

Ins­
gesamt 

5 546 

5 /87 

6 154 

6 425 

6 690 

Lohn­
steuer 

veranlagte 
Einkommen­

steuer 

Hill. DM 

3 951 

4 116 

4 425 

4 496 

4 850 

948 

926 

978 

998 

1 029 

Preisindizes 111 Bundesgebiet 1980 ; 100 

Erzeugerprel se9 l 

gewerb­
licher 
Produkte 

115,8 

119,2 

121,8 

118,2 

115,6 

Iandwirt­
schaft-
1 I eher 
Produkte 

108,2 

106,9 

103,1 

97,2 

p 94,0 

für 
Wahn­

gebaude 

111 ,2 

114,0 

114,5 

116,2 

116,6 

lebensha 1 t•mg 
a 11 er privaten 
Haus~alte 

ins­
gesamt 

115,6 
118,4 

121.0 

120.7 

121,0 

Nahrungs­
mlltel, 

Getranke, 
Taba~waren 

114,3 

116 . 0 

1!6,9 

117,6 

117 ,o 

I ndustriearDeiterlO) 

Bruttowochen I ohn 

Hanner 

671 

686 

699 

715 

735 

Frauen 

454 

467 

481 

496 

515 

Fremdenverkehr3l 

von Gutern 
der 

ge"..rb-
1 Iehen 

111 rtschaft 

6 761 

8 526 

8 475 

8 007 

8 614 

Ankünfte 

Ins­
gesamt 

Aushnds­
gaste 

Obernac~tungen 

ins­
gesamt 

von 
Auslands­

gasten 

in I 000 

2 859 

2 832 

2 940 

3 096 

3 088 

270 

278 

321 

380 

318 

16 523 

16 128 

16 322 

17 076 

17 137 

SOS 

498 

583 

698 

709 

Sozialhilfe 

Spar­
ein I agen~l 

am Ins­
gesamt 

Hilfe 

Kriegs­
opfer 

fursorge 

31. 12. 
ln 

zum lebensunterha 1 t 

Mll I. llH 

15 667 

16 231 

17 830 

19 119 

20 150 

Aufwand 
in 

Mil I. DM 

863,5 

927,9 

005,1 

137.7 

I 222,7 

Aufwand 
ln 

H1ll. llH 

298,5 

330,1 

391,7 

459,4 

486,3 

(lllj)fanger 
in 

1 000 

68,41 

83,2 

84,81 

100,1 

Aufwand 
in 

Hili . OK 

62,0 

64,8 

66,9 

71,7 

72,2 

Fundierte Schul den 

Ver­
brauch­
steuern 

474 

473 

466 

480 

471 

G~werbe­
steuer 
nach 

Ertrag 
und 

kapital 

127 

759 

776 

774 

763 

des 
Landes 

12 564 

13 768 

14 648 

15 538 

17 047 

Lohne und Gehalter 

Angestellte ln 
lndu.trle 10) und Handel 

Sruttomonatsgeha 1 t 

kauf .... nni sehe 
Angestellte 

f~nner 

3 392 
J 492 

3 610 

3 699 

3 845 

Frauen 

2 270 

2 363 

2 456 

2 509 

2 606 

technische 
Anges te 1 I te 

Hanncr 

3 925 

4 042 

4 186 

4 304 

4 466 

der Gemeinden und 
Gcme1 ndeverbande 8) 

ins­
gesamt 

2 886 

2 949 

2 993 

3131 

3 241 

Kredft­
~~~arh­
mittel 

2 220 

2 252 

2 281 

2 423 

2 509 

tiffentltc~er Dienst 

Bruttomonatsgehl 1 tll) 

Beamte Angestellte 
A 9 BAT Vlll 

(Inspektor) (Burokraft) 

3 284 

3 284 

3 388 

3 505 

3 622 

2 442 

z 454 

2 530 

2 616 

2 703 

1) Errichtung neuer Gebaude 2) I. Forderungsweg 3) Nur 8eherbergungsstatten mit 9 vnd rehr Gastebetten, etn~chließllch Kfnderheillle und Jugend-
herbergen, ab 1984: Auslander einschlle611cll OOR 4) elnsclllleßlfc~ Komblnatlon5kraftwagen 5) einschließlich mit Spezialaufbau 
6) ohne Postspareinlagen 7) Quelle fur sUatl iche Steuern: Der Finanzminister des Landes Schleswlg-Holsteln 
8) ei nschll eßl ich Ihrer Krankenhauser, aber ohne E 1 genbetriebe und Zweckverbande 9) ohne thsatz-(Hehr-~ert-)steuer 
10) einschließlich Hoch- und Tiefbau 11) Endgehalt. Die Angaben gelten fur Verheiratete mit einem Kind 
a) Hochgerechnetes Ergebnis e>ner ReprasPntativ-Erhebung 



KREISFREIE STADT 

Kreh 

HEiiS8URG 

KIEL 

LOBECK 

~Cl:ttJr,sTER 

01 tmnarschcn 

lfzgt o lluen~urg 

Nordfriesland 

Ostholstein 

Rendsburg-Eck ernförde 

Sch 1 eswt g-F I ensburg 

Segeberg 

Steinburg 

St.Orl!l.!rn 

Schleswig-~o1stc1 n 

KJIE I SFRE I E STADT 

Kreis 

FLENSBURG 

KIEl 

LOBEt,:; 

NEUI«lHSTER 

Dfthl!l.!rschen 

Hzgt o Lauenburg 

Nordfr•eshnd 

Ostholstein 

Plön 

R~SbU!'1l·ftkemförde 

Schleswl g-Fl ensburg 

Segeberg 

Steinburg 

Stonnam 

Schl eswt Q-Holsteln 

8erii1kerung .., 24 o 5o 1987 

Veränderung gegenUber 

KREISZAHLEN 

8evo 1 kerungsveränderung 
fll H.!l 1987 

Insgesellt Vonoonat 1 l Vorja.hres­
I!IOna~ 

Oberst~uß 
der 

Geborenen 
oder 

Ces torbenen 

~andeo 

rungs­
gewtnn 
oder 

-v~r1ust 

8~vö1kt­
rungs­

z~na e 
oder 

-abnahme 

nfa11e 

85 361 

244 164 

208 065 

17 580 

128 037 

157 605 

160 479 

196 680 

262 787 

117 695 

247 264 

182 681 

219 066 

125 760 

199 415 

2 611 859 

Betriebe 

+ 0,0 

• 0,0 

0 0,1 

- 0,1 

- 0, 1 

- 0,0 

• 0,1 

+ 0,1 

- 0,0 

- c, 1 

- 0,1 

+ 0,1 

- 0,4 

• 0 , 1 

- 0,0 

3Co 4o 1988 

68 

123 

136 

68 

65 

96 

57 

78 

186 

45 

125 

81 

164 

81 

150 

I 524 

tn :r. (-) 

2 

44 

89 

23 

44 

32 

47 

17 

12 

II 

- 246 

Verarbeitendes Gewerbe3) 

Bescha ft i gte 
1111 

30o 4o 1988 

8 494 

21 763 

20 259 

9 958 

6 0~8 

7 825 

2 976 

5 893 

19 956 

z 548 

9 557 

s 012 

16 361 

9 OOG 

17 249 

162 915 

(-) 

19 

162 

- 110 

91 

95 

41 

138 

234 

8 

64 

- 139 

4 

175 

- 565 

128 

- 2.39 

i.bsdtz4) 
111 

April 1988 
llil 1. Oll 

167 

484 

249 

118 

228 

95 

72 

104 

327 

39 

178 

123 

303 

180 

4~5 

3 073 

( 0) 

11 

118 

- 259 

95 

- 118 

170 

187 

27 

63 

- 156 

0 

ISO 

- 553 

117 

- 48> 

fnsgesa111tSl 

36 970 

103 362 

67 610 

37 055 

70 581 

82 579 

85 747 

95 e23 

136 573 

63 703 

132 400 

99 189 

130 065 

70 496 

108 954 

I 341 107 

33 

96 

75 

35 

47 

81 

61 

91 

128 

64 

93 

69 

115 

67 

79 

134 

4 

3 

26 

kraft f ahrzeugbcs tand 
1. I. 1988 

Anzahl 

33 1 6 

92 974 

78 774 

33 157 

57 427 

11 9'H 

70 035 

82 779 

119 732 

5~ 094 

111 9 5 

81 354 

112 707 

5 01 

96 677 

155 J~3 

Pkw6l 

1988 

Verletzte 

36 

113 

84 

44 

62 

96 

91 

121 

147 

81 

125 

B6 

160 

92 

110 

I 468 

Je I 000 
Einwohne• 

I) 30o 4o 1987 2) einschlle811ch der Innerhalb von 30 Tagen an den Unf•llfolgen verstorbentn Personen 3) Betriebe mit Im allgcmctnen 20 und mehr 
8eschaft1gten 4) ohne t.IQsatHteuer 5) einschlfeßlich Fahrzeuge ohne Fahrzeugbrief 6) einschließlich Komblnattons~raftwagen 

Anmerk"ng: Eine ausfuhrliehe Tabelle mit Krefsuhlen, die von allen Statistischen landesä tern gebracht werden, ersc~elnt in HeftS und 11 



ZAHLEH F 0 R D 1 E BUHDESLJI.HOER 

Bevolkerung Arbeltsooarkt ·~lehbesta~de 
.., 31. 3. 1937 

Veraooerun9 Rloovleh 1111 3. 12. 1987 

gegenüber Arbeits 1 ose 
Kurzerbetter offene Schweine 

land I 
t!ona tsmlt t e S•ellen Insgen t !4llchkuhe 

ln I 000 vz Vorjahru- 30. 4. 19a3 
Apnl 30. 4. 1111 Insgesamt (elnschl. 

1970 stand 
1988 1988 3. 12. 1987 ZugkUhe) 

ln " 
in I 000 

Schi eswlg-Hol stel n 2 612,4 + 4,7 - 0,0 109 12 1 632 l 497 480 

Halllburg I S68,8 - 12,5 - 0,5 100 10 4 6 12 3 

Nlederuchsen 1 19Z ,I + 1,6 - 0,0 323 38 23 1 561 3 221 I 010 

Bremen 653,8 - 9,5 - 0,6 43 6 2 4 16 5 

Nordrhei n-Westfa 1 en 16 673,1 - 1 , 4 + 0,1 767 53 40 6 282 1 q5o 567 

~essen 5 547,9 • 3 , 1 t 0,3 156 20 16 1 182 788 253 

Rne In land -Pfa 1z 3 608,3 - 1,0 - 0,1 112 14 9 592 579 202 

Baden-Wurt te<lberg 9 335,9 • 5,0 • 0,6 202 48 39 2 310 I 708 626 

Bayern 11 029 .e • 5,3 • 0,5 300 47 40 4 056 5 048 1 909 

Saarland I 040,8 - 7,1 - 0,3 52 4 3 41 69 23 

Berlln (West) I 880,0 - 11,4 • 1,0 99 9 10 3 1 0 

Bundesgebiet 61 142,5 + 0,8 • 0,2 2 262 261 193 23 670 14 887 5 077 

Verarbel tendes Gewerbe!) Bauhauptgewerbe 
Wohnungswesen 
Ia Ja~uar 1988 

Land 
Umsatz2) Beschaft lgte zu~ Bau 

Be<ehaft 1 gte im Februar 1988 ar:1 31. I. 1988 genehm! gte olohnun9en 

am 
29. 2. 1988 

in I 000 Mfll . DM 
Aus Iandsumsatz in I 000 

Je I 000 Anzahl 
je 10 000 

fn 1. Einwohner E1nwohner 

Schl eswlg-Holstei n 162 3 011 31 37 506 

Kamburg 134 5 357 17 20 144 

Niedersachsen 63S IZ 249 32 94 994 

Bre~~en 75 I 755 38 10 21 

Nordrhein-West h 1 en 1 935 34 239 29 217 2 668 

Hessen 623 9 698 31 82 1 086 

Rhelnland-Pfa 1z 363 6 894 40 56 963 

Baden-Wurttelllberg 1 428 22 145 33 165 2 438 

Bayern I 339 19 848 35 187 3 255 

Saarland 134 2 28S 32 15 137 

8erlln (West) 161 3 624 11 31 215 

Bundesgebiet 6 993 121 165 31 914 12 427 

Straßenverkehrsunfa 11 e4l Bestand Steuere! nnahmen •Bruttolnl andsprodukt 1987 

mit Personenschaden 1111 Februar 1988 an 
Spar-

einlagen des des der Anteil ;e 

Land 
S) Landes Bundes Gemeinden Mrd. DM de$ Erwerbs-

Ycrun- lll1l ln produzle- tat1gen 

Unfalle Getotete Verletzte 
glUckte 31. 1. je- renden ln 

je 100 1988 f• 4. Vierteljahr 1987 welligen Bereichs Preisen 

Unfälle ln ~ Preisen 6) von 1980 

je [IJ'W. tn Oll je Einwohner 
ln 1. Bund :ä 100 

Schi eswlg-llol steln I 302 24 I 636 127 7 722 680 613 70 38 ,1 94 

Hal!lburg 924 13 I 187 130 11 114 9~9 4 865 90 27,2 143 

NiedersachSen 3 118 100 4 004 132 9 628 680 632 195 43,5 90 

Bremen 253 3 297 119 10 869 786 I 542 28 36,7 113 

~ordrheln-Westfa 1 en 6 265 105 8 007 129 10 481 801 1 236 528 45,2 102 

Hessen 2 191 58 2 869 134 12 026 810 1 088 202 36,6 106 

Rhf'ln Tand-Pf alz I 354 40 1 792 135 11 296 690 772 108 49,4 91 

Baden-Wilrttemberg 3 243 83 4 524 142 12 132 820 1 079 324 51,1 97 

Bayern 4 064 124 5 711 1~5 12 616 770 880 361 4),6 95 

Saarl•nd 405 8 529 133 10 224 684 727 30 45,1 9Z 

Bcrl in (West) 749 4 899 121 9 654 655 2 602 76 43,9 111 

Sundesgebiet 24 237 578 31 979 134 II 125 711 I 139 2 013 43,9 100 

•) An dltser Ste 11 e ersehe 1 nen •bwechsel nd Angaben Uber VIehbestände, ,;t z-Best•nd und 8ruttoi nlandsprodukt 
I~ Betriebe 111ft i11 allgemeinen 20 und 111ehr Beschäftigten 2) ohne Umsatzsteuer 3) Vorläufige weru 
4 Schleswlg-Holstein cndgulttge, Ubrige Lander vorla11flge Zahlen 5) ohne Postspareinlagen 
6 Produzierendes Gewerbe elnschlleßlfch La'ld- und Farst•<lrt~thaft, Herhaltung und Fischerei; Anteil an der Bruttowertschöpfung der Bereiche 

Gedruckt I• Statist Ischen Landesamt Schleswlg-Holstein 
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